Schweiß Konsum Verein 


Organ des Verbands schweiz. Konsumvereine 
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Motto: Das Schweizervolk kann seine wirtschaftliche Selbständigkeit gegenüber dem Ausland nur 
behaupten und im Innern zu grösserem Wohlstand und höherer sozialer Gerechtigkeit nur fort- 
schreiten, wenn es seine Konsumkraft organisiert. Die genossenschaftliche Zusammenfassung dieser 
Kraft ist daher für uns eine lebensfrage: sie ist unsere nationale Aufgabe im XX. Jahrhundert. 
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Die neue Molkerei des A. C. V. in Bafel. 


Reinigungszentrifugen und Kühlapparate. 
(Siehe den Artikel in Nr. 35 des „Schweiz. Konſumverein“.) 


Redaktion 


lat r Wöchentlich erscheint eine Nummer von 8—12 Seiten Text. Verlag: 
u. Administration: 


Abonnementspreis Fr. 4.— per Jahr, Fr. 2.50 per 6 Monate Verband schweizer. 
RR 2 A ins Ausland unter Kreuzband Fr. 6.50 per Jahr, Konsumvereine 


ch. H.B.M. Basel. a f d Hagen, Basel 1903. 
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allgemein. So äussern sich 


„ verwaltungen aus allen Gegenden der Schweiz, die seit | % 
255 langer Zeit zu unseren regelmässigen Abnehmern zählen. 
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Unsere Röst-Kaffee 


25 befriedigen 


17 Sorten stehen zur Auswahl bereit. 
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3 er aufrichtige Konsumgenossenschafter macht es sich zur 8 
50 Ehrenpflicht, den Verbandsprodukten den Vorzug zu geben. | 5 
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Genossenschaftlicher Arbeitsmarkt. 


Nachfrage. 


esucht: Eine erste und eine zweite Verkäuferin in 

das Warengeschäft, Branchenkenntnisse absolut notwendig, 
französische Sprache erwünscht. Eintritt 1. November eventuell 
1, Dezember 1909. 

Selbsteeschriebene Offerten sind an die Verwaltung des Kon- 
sumvereins Birsfelden zu richten, wo auch die bez. Reglemente 
und Verträge zur Einsicht aufliegen. 


Angebot. 


erheirateter, solider Mann, 32 Jahre alt, militärfrei, 

seit 8 Jahren als Verwalter und Buchhalter in einem Konsum- 
verein tätig, wünscht seine Stelle zu verändern. Er würde eventuell 
mit seiner Frau, die 5 Jahre in derselben Genossenschaft als Ver— 
käuferin tätig war, die Führung eines grösseren Konsumdepots 
übernehmen. Kaution kann geleistet werden. Prima Zeugnisse und 
Referenzen stehen zu Diensten. Eintritt könnte auf 1. Januar oder 
1. April 1910 erfolgen. 

Offerten unter Chiffre II. B. 43 an den Verband schweizerischer 
Konsumvereine in Basel. 


EBEBBEBBEBEBBEBEERBSBBBERBRBRBRBHEM 
Zu verkaufen: 


Wegen Neueinrichtung verkaufen wir zu 80% des Ankaufs- 
preises einen im April neu angeschafften, ganz gut erhaltenen 


Petrol-Messapparat 


250 L haltend, 2 L Messglas und Inhaltsanzeiger. Preis Fr. 66.—. 


Konsumgenossenschaft Diessbach b. B. 
ZEEBGEBBEBHBBEBBBEBHEBERBHBHEEN 


Genollienichaffliches Volksblatt. 


Inhalt der Nr. 19 der Hauptausgabe vom 18. Sept. 1909. 


Bettag Kefir (kaukaſiſcher Milchwein). — Ge— 
ſchäftsreiſende und Konſumvereine. Konſumvereine als 
Preisregulatoren. Ein wertvolles Zeugnis. Rund⸗ 
ſchau. Ein Wort an die Frauen. — Ferienkinder. — 
Gute Lektüre. — Aerztlicher Ratgeber. — Die gewaltige 
Bedeutung der Frauenarbeit für die Schweiz. Allerlei 


Nützliches. Briefkaſten der Redaktion. Alter, Urſachen 
und Entwicklung der ſoz. Frage. — Stimmen von oben. 


Inhalt der Nr. 37 der Wochenausgabe vom 17. Sept. 1909. 


Bettag. Umſchau. Maßregeln gegen den Keuch— 
huſten. — Allerlei Nützliches. — Aus den Behörden 
des A. C. V Feuilleton. 


Kochfett Union‘ 


ist ein ausgezeichnetes Ersatzmittel für die teure 
Kochbutter; es ist den besten Konkurrenzprodukten 
ebenbürtig und dazu preiswürdig. 


Die Förderung 


der genossenschaitlichen Eigenproduktion 

geschieht durch den Bezug von Kochielt 

„UNION“, Eigenprodukt des Verbandes 
schweizerischer Konsumvereine 
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IX. Jahrgang. 


Geſchäftsreiſende und Ronſumvereine. 


(Preßſtimmen und Aktenſtücke aus beiden Lagern.) 


Wie in No. 33 dieſer Zeitung mitgeteilt, hat die Dele— 
giertenverſammlung des Vereins ſchweiz. Geſchäftsreiſender 
am 7. 8. Auguſt d. J. es abgelehnt, das gegen die Konſum— 
vereine gerichtete Vorgehen des früheren Zentralvorftandes 
zu desavouieren, ſie hat im Gegenteil noch die leitenden 
Perſonen des früheren Zentralvorſtandes zu Ehrenmit— 
gliedern ernannt. Dieſer Beſchluß hat eine weitere an— 
ſehnliche Zahl von Konſumvereinen, die bis dahin mit 
einem Vorgehen gegen die Geſchäftsreiſenden zugewartet 
hatten, dazu geführt, den Verkehr mit denſelben nun 
ebenfalls abzubrechen. Die Zahl dieſer Vereine beträgt 
heute 58. Dieſes entſchloſſene Vorgehen ſcheint nun das 
in den Kreiſen der Geſchäftsreiſenden ſchon vorhandene 
Mißbehagen noch etwas verſchärft zu haben und ſie be— 
mühen ſich, um die verloren gegangene Kundſchaft wieder 
zu erlangen, die Mitglieder der Konſumvereine wieder zu 
beſänftigen, und das Vorgehen ihrer früheren Zentral⸗ 
leitung als harmlos und nicht als ausſchlaggebend hinzu— 
ſtellen. Allerdings werden dabei verſchiedene Regiſter ge⸗ 
zogen; die einen verſuchen eine Sinnesänderung bei den 
Konſumgenoſſenſchaften zu erreichen durch gütige Ueber— 
redung, während wieder andere einen mehr aggreſſiven 
Ton anſchlagen. Zu letzteren gehört ein Einſender in den 
„Basler Nachrichten“, der ſich am 19. Auguſt d. J. fol— 
gendermaßen vernehmen ließ: 


„Unſere Gegner in der Frage der Beteiligung eidg. Verkehrs- 
beamter an der Verwaltung von Konſumgenoſſenſchaften ſind, nach 
ihren Preßorganen zu ſchließen, ſehr hitzig geworden, ſo daß es wohl 
an der Zeit iſt, zu verſuchen, ein ernſtes aber ruhiges Wort mit 
ihnen zu reden. In den konſumfreundlichen Blättern haben ſich in 
der Hitze des Kampfes Behauptungen eingeſchlichen, die wir hier 
teilweiſe ganz zurückweiſen, teilweiſe berichtigen müſſen 

Die leitenden Organe des ſchweizer. Geſchäftsreiſendenvereins 
haben es opportun gefunden, den Bundesrat durch die ſchweizer 
Handelskammer zu erſuchen, ſeinen Beſchluß vom 2. Dezember 1901 
dahin zu modifizieren, daß den eidgen. Verkehrsbeamten nicht nur 
die Teilnahme an der Verwaltung von Erwerbsgeſellſchaften, ſondern 
auch die Teilnahme an der Verwaltung von Konſumgenoſſenſchaften 
verſchloſſen jei. 

Wir heben ſpeziell hervor, daß nicht allen Bundesbeamten dieſe 
Teilnahme verboten werden ſoll, ſondern ausdrücklich den Verkehrs 
beamten, d. h. den Beamten und Angeſtellten der Bundesbahnen, 
der Poſt, der Telegraphen- und Telephonverwaltung, der Zollver 
waltung, des Lebensmittelinſpektorates und der Nationalbank. In 
der Preſſe aber iſt gemeiniglich die Rede von Bundesbeamten im 
Allgemeinen. 

Dieſen Verkehrsbeamten ſoll nun nicht die Teilnahme an der 
Konſumgenoſſenſchaftsbewegung verboten werden, ſondern bloß die 
Teilnahme an der engeren Verwaltung. Nimmt man aber irgend 
ein konſumfreundliches Blatt zur Hand, jo könnte man meinen, wir 
Geſchäftsreiſenden wollten überhaupt verhindern, daß die Bundes— 
beamten „Konſümler“ werden. Das wollen und können wir nicht 
verhindern. 


Vergl. hiezu den Leitartikel in Nr. 32 und das Protokoll 
der Delegiertenverſammlung von 1909, Beilage zu Nr. 33 des „Kon— 
ſumverein“. 


Organ des Verbands schweiz Ronſumwvereine., 
N GC ZHZSSEÖ_IEITTTHE 
Safel, den 18. September 1909. 


Nun behaupten die Konſumvereine, weder ihre Geſellſchafts— 
form noch ihr Zweck laſſe ſich mit Erwerbsgeſellſchaften vergleichen, 
und verweiſen u. a. auf einen ihrer Anſicht entſprechenden Beſchluß 
des deutſchen Reichsgerichtes, der natürlich in der Schweiz keine 
Gültigkeit hat, aber doch für die allgemeine Anſicht über die Zwecke 
der Konſumvereine einen autoritativen Wert hat. 

Wir wollen nun dieſe prinzipielle Frage einmal dahingeſtellt 
ſein laſſen und für einen Moment annehmen, dem ſei ſo, d. h. die 
Konſumgenoſſenſchaften, welche nur an Mitglieder verkaufen, wären 
wirklich keine Erwerbsgeſellſchaften. Bekanntlich kann man aber mit 
bloßen theoretiſchen Grundſätzen der Nationalökonomie nicht regieren, 
ſondern muß alle im wirtſchaftlichen Leben tätigen Faktoren in Be- 
tracht ziehen und unter ſtärker als menſchliche Kraft waltenden Um— 
ſtänden ausgleichend wirken. Die Konſumvereine beginnen nachgerade 
einen Druck auf den Handel auszuüben, den ſich derſelbe nicht mehr 
gefallen laſſen darf. Damit wollen wir beileibe nicht etwa ſagen, 


daß dieſe zunehmende Macht der Güte der Forderungen der Kon— 


ſumvereine entſpreche, oder daß ihre „Erfolge“ unumſtößliche ſeien 
oder dem ſogenannten höheren moraliſchen Gehalt der Theorien 
entſprechen. Auch etwas Mittelmäßiges kann ſich eben einmal Bahn 
brechen. 

Der Bundesrat als oberſte unparteiiſche Regierungsinſtanz hat 
die Pflicht, diejenigen Maßregeln zu ergreifen, welche er zur Beförde— 
rung der gemeinſamen Wohlfahrt für dienlich erachtet. Die Konſum— 
vereine ſind nicht mehr auf einen engeren Kreis von Leuten be— 
ſchränkt, ſondern bedrängen bereits Bevölkerungsgruppen, die genau 
jo exiſtenzberechtigt find, wie die Konſumgenoſſenſchaften. Solange 
die Vergenoſſenſchaftlichung des Konſums nicht ſoweit vorgeſchritten 
iſt, daß die Konſumvereine die Allgemeinheit mit allen Lebensmitteln 
und allen Bedarfsgegenſtänden verſehen können, was ihnen über— 
haupt nie gelingen wird, ſolange haben fie denjenigen Vermittlungs- 
formen, die vordem beſtanden, Rechnung zu tragen. Und eine un— 
parteliſche Behörde hat die Aufgabe, eine ſolche Bewegung, wie fie 
die Genoſſenſchaftsbewegung bedeutet, in diejenigen Schranken zurück⸗ 
zuweiſen, die ihr durch die Daſeiasberechtigung anderer Geſellſchaften 
und Inſtitutionen gezogen ſind. 

Die Behörden können im Laufe der Entwicklung unſeres Wirt- 
ſchaftslebens mit der Unterſcheidung von Erwerbs- oder Nichterwerbs— 
geſellſchaften nicht mehr auskommen; es ſteht denn auch nirgends 
geſchrieben, daß dieſes Kriterium entſcheidend iſt. 

Die Genoſſenſchafter rechnen ſich zu den ſogenannten idealifti- 
ſchen Materialiſten. Als ſolche ſollten ſie wiſſen, daß ſich alles im 
Fluſſe befindet. Die beſte Begründung eines Beſchluſſes kann unter 
veränderten Verhältniſſen nicht mehr zutreffen. 

Mit der Zunahme des ſtaatlichen Beamtenheeres erwachſen 
dem Staate Pflichten gegenüber der Privatwirtſchaft, deren er ſich 
nicht entſchlagen kann. Nicht die Frage, ob Erwerb oder Nicht- 
erwerb, iſt für die Teilnahme der Beamten an der Leitung von 
Konſumvereinen entſcheidend, ſondern die viel tiefer liegende Frage, 
ob die zunehmende Macht der Beamten in einer ihrer höheren 
Stellung wenig entſprechenden Art und Weiſe in Verkehr und Handel, 
d. h. in die erwerbstätige Wirtſchaft, eingreift. Das iſt nun in der 
Tat der Fall. 

Allerdings, und das iſt von unſerer Seite auch zugegeben 
worden, ſind Mißſtände, d. h. beſtimmte Fälle nicht vorgekommen, 
bezw. konnten nicht namhaft gemacht werden. Das enthebt uns 
allerdings nicht der Aufgabe, prophylaktiſch einzugreifen. Uebrigens 
iſt nicht ausgeſchloſſen, daß ſchon Fälle von Indiskretion vorgekom⸗ 
men ſind, die ſich der Kenntnis der Oeffentlichkeit entzogen haben. 
Die Möglichkeit, den legitimen Handel zu unterminieren, exiſtiert, 
und deshalb wollen wir den Brunnen beizeiten zudecken, bevor je— 
mand hineinfällt. Der Staat erläßt z. B. auch Strafgeſetze für Fälle, 
die zwar tatſächlich noch nicht vorgekommen ſind, aber im Bereich 
der Möglichkeit liegen; das weiß Herr a. Strafgerichtspräſident Dr. 
Schär, der heutige Generalſekretär der Konſumvereine, ſehr wohl. 

Ja, aber die Rechte der Bundesbeamten dürfen doch nicht 
geſchmälert werden, wenden die Wortführer der Konſumvereine ein. 
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Du lieber Himmel, weſſen Rechte ſind denn im heutigen Staats- 
leben nicht gekürzt worden? Auf Schritt und Tritt folgen uns 
unſere Freiheitsrechte einſchränkenden Beſtimmungen. Die Dede 
artige Stellung im Leben bringt eben Einſchränkungen mit ſich, die 
ſich mit den Vorteilen, deren wir teilhajtig werden, ausgleichen. 

Wollen denn die Beamten keine Pflichten anerkennen, die ihre 
bevorzugte Stellung bringt? 

Es iſt uns gar nicht darum zu tun, den Beamten die Rechte 
als Staatsbürger kürzen zu wollen, ſondern wir verlangen, daß ſich 
die Beamten nicht in den Erwerb einmiſchen, ſondern ſich eine ihrer 
unparteiiſchen Stellung entſprechende Reſerve auferlegen, wie das 
jeder Staatsbürger in beſtimmten Fällen tun muß. 

Durch dieſes Verbot ſoll lediglich ein Zuſammenſtoß zwiſchen 
den ihre Sonderintereſſen verſolgenden Individuen, die zudem teil⸗ 
weiſe Organe der Staatsgewalt ſind, verhindert werden. 

Zur genauen Erfüllung der Amtspflichten gehört auch die 
Bewahrung des Amtsgeheimniſſes, und hierzu rechnen wir nicht 
bloß die Bewahrung des Geheimniſſes ſouveräner Handlungen der 
Staatsgewalt, ſondern auch die Bewahrung des Privatgeheimniſſes, 
ſolange und ſoweit der Staat der Träger derſelben iſt. 

Ein gewiſſes Taktgefühl ſollte den eidg. Verkehrsbeamten 
jagen, fie dürften ſich nicht an der Leitung von Inſtitutionen be— 
teiligen, die den Privathandel direkt bekämpfen. Der „Früchte“, 
die ihnen dieſe Inſtitutionen angeblich einbringen, gehen ſie ja 
nicht verluſtig. 

Zum Schluſſe noch einige Worte bezüglich des „Boykottes“, 
der nun von zwei Dutzend Konſumvereinen verhängt worden it. 
Bange machen gilt bekanntlich nicht, und wir werden durch dieſen 
„Nichtempfang“ ſicherlich nicht ruiniert. Sieht man näher zu, ſo 
find es nur kleine Konſumvereine, die ihren Bedarf ſowieſo leicht 
bei der Zentralſtelle in Baſel decken können. Große Vereine, denen 
eben die Zentralſtelle in Baſel nicht in allem dienen kann, können 
der Dienſte des Geſchäftsreiſenden und der Privatfirmen nicht 
entraten. 

Eines dagegen dürfen wir in dieſem Kampfe immerhin ver— 
langen, daß der Verband ſchweiz Konſumvereine nicht mehr behaupte, 
wie dies in Nr. 29 des „Schweiz. Konſumverein“ gejchieht, er übe 
keinen Druck aus, und der Boykott geſchehe ohne ſein Zutun. Es 
grenzt an jeſuitiſche Verdrehungkunſt, wenn man bei der Bedeutung, 
welche die zentrale Warenvermittlungsſtelle für die Vereine hat, 
dieſe einlädt, die ihnen gutſcheinenden Konſeguenzen zu ziehen, und 
dann Plakate offeriert mit der Aufichrift: „Geſchäftsreiſende werden 
nicht empfangen.“ 

Wenn wir einen ehrlichen Gegner vor uns haben, ſo trete er 
uns mit offenem Viſier entgegen. 

So ſeid Ihr! Maßregelt irgend ein Arbeitgeber ſeine Be— 
dienſteten wegen ihrer politiſchen Tätigkeit, dann klagt Ihr über 
Knechtung der freien Meinungsäußerung. Wehren ſich aber die Ge— 
ſchäftsreiſenden um ihre Exiſtenz, dann ſtellt Ihr ſie auf die Straße. 

Liegt eine ſolche Handlungsweiſe wirklich im Intereſſe des jo 
oft verkündeten Zuſammenſchluſſes aller Konſumenten? 


Dieſe Ausführungen veranlaßten folgende Entgegnung 
aus den Kreiſen der Konſumvereinsfreunde. („Basler Nach— 


richten“ vom 21. Auguſt.) 

„Mit einem großen Aufwand von Gelehrſamkeit ſucht ein Wort⸗ 
führer der Geſchäftsreiſenden die Stellungnahme des Geſchäftsreiſenden— 
vereins zu begründen. Er ſchreibt, die leitenden Organe des ge— 
nannten Vereins hätten es für opportun gefunden, den Bundesrat 
durch die ſchweizeriſche Handelskammer zu erſuchen, ſeinen Beſchluß 
vom 2. Dezember 1901 zu modifizieren. Zwiſchen den Zeilen kann 
man alſo vernehmen, daß der Beſchluß, diesbezügliche Schritte beim 
Vorort des ſchweizeriſchen Handels- und Induſtrievereins zu unter 
nehmen, nicht einſtimmig gefaßt wurde. Spiritus reetor der ganzen 
Bewegung war der Präſident der Basler Konſumgeſellſchaft, Herr 
Emil Fiſcher-Eſchmann. Schwager des Herrn Jordan, Sekretär des 
ſchweiz. Geſchäftsreiſendenvereins. Die ſchweizeriſche Handelskammer 
hat denn auch die Initiative mit nur 19 gegen 16 Stimmen an die 
Delegiertenverſammlung des ſchweiz. Handels- und Induſtrievereins 
weiter geleitet, und dieſe hat den Antrag in einer abgeſchwächten 
Faſſung ſtillſchweigend gutgeheißen. Von einer großen Einhelligkeit 
war weder im Geſchäftsreiſendenverein noch in der Delegiertenver— 
ſammlung des Handels- und Induſtrievereins die Rede. Großes 
Intereſſe herrſchte nirgends; um den Verein nicht zu brüsquieren, 
leitete man die Sache weiter in der ganz richtigen Annahme, der 
Bundesrat werde der Sache keine weitere Folge geben 

Seither hat ſich gezeigt, daß die Herren Geſchäftsreiſenden keine 
Diplomaten und keine klugen Kaufleute find. Wer im gleichen Atem- 
zuge mit den Konſumvereinen Geſchäſte machen will, miſcht ſich nicht 
in deren Verwaltungsangelegenheiten ein. Das iſt ein Gebot des 
elementarſten Taktes und Anſtandes. Dieſes ganz vernünftige Rai⸗ 
ſonnement erhellt auch aus vielen Zuſchriften von Geſchäftsreiſenden 
und Prinzipalen Nach den Klagen der Handelsreiſenden könnte 
man meinen, deren Exiſtenz wäre bereits untergraben. Leider iſt 
deren Exiſtenz noch auf abſehbare Zeiten geſichert, und wenn nicht 
mehr als Reiſende, jo können die Herren in den Konſumgenoſſen— 
ſchaftsverwaltungen eine erſprießlichere Tätigkeit entfalten als beim 
Zwiſchenhandel. Alſo die Exiſtenzfrage aufzuwerſen iſt nicht nur 
lächerlich, ſondern ein frivoles Gebahren gegenüber dem Volke und 
den Behörden 
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Wie es übrigens mit der einhelligen Stellungnahme der Han— 
delsreiſenden beſtellt iſt, geht aus den Verhandlungen der Delegierten 
verſammlung in Schaffhauſen hervor, wo der Sekretär der Vasler 
Comeſtibleshändler den Zürchern, die für Rückzug der Initiative 
plädierten, mit ſeinem Antrage eine weitere Auseinanderſetzung ver- 
unmöglichte. Köſtlich iſt die Stellungnahme des Organs des ſchweiz. 
Geſchäftsreiſendenvereins, des „Merkur“, der, weil zwei Seelen in 
ſeiner Bruſt wohnen, ſich nicht über die Initiative auszuſprechen wagt. 

Wir könnten nun mit gleichen Kraftausdrücken heimzahlen und 
jagen, es ſei jeſuitiſche Verdrehungskunſt, wenn behauptet werde, die 
gewünſchte Maßregel des Verbotes der Teilnahme eidg. Beamter 
an den Konſumverwaltungen treffe ja nur die Verkehrsbeamten. 
Ueber 40,000 Beamte des Bundes ſind Verkehrsbeamte, alſo das 
Gros derſelben, Nicht-Verkehrsbeamte zählen wir bloß einige Tauſend. 
Somit ſoll das Gros der Beamten in ſeinen verfaſſungsmäßigen Rechten 
gekürzt werden; dieſe Tatſache kann keine juriſtiſche Verdrehungs⸗ 
kunſt ändern. Von dieſen 40,000 iſt die große Mehrzahl auf die 
genoſſenſchaftliche Selbſthilfe in den Angelegenheiten des Konſums 
angewieſen. Dieſen Verkehrsbeamten aber die Teilnahme an der 
Verwaltung ihrer ureigenſten Organiſation verbieten wollen, iſt nur 
der Anfang des Kampfes gegen die Konſumvereine überhaupt. Das 
erhellt auch aus den Ausführungen des Herrn Einſenders in den 
„Basler Nachrichten“. Auf der einen Seite gibt er zu, daß die Ge— 
noſſenſchaftsbewegung nicht aufgehalten werden könne und der Verein 
dies auch nicht wolle, auf der andern Seite ſpricht er von einer Ein- 
ſchränkung der Bewegung und von einer Gefährdung der Exiſtenz, 
die eben mit allen Mitteln geſichert werden müſſe. Auf ein paar 
verfaſſungsmäßige Rechte mehr oder weniger kommt es ja nicht an, 
wenn nur der Profit ungeſchmälert bleibt. 

Aus eigener Erfahrung und Beobachtung können wir ver 
ſichern, daß die Furcht vor Indistretionen eine übertriebene und 
eine von den Spezierern künſtlich erzeugte iſt. Den Konſumvereinen 
iſt es noch nie eingefallen, zu argwöhnen, wenn die Konſumvereins— 
korreſpondenzen durch die Hände von Poſtbeamten geht, die nebenbei 
einen Spezereihandel betreiben. Die Verkehrsbeamten ſind übrigens 
keine Verwalter, ſondern nehmen bloß an den Sitzungen der Be— 
triebskommiſſionen und Verwaltungsräte teil, wo ſie kaum gewillt 
ſind, mit allfälligen Dienſtverletzungen zu paradieren. Auch fehlt es 
den Leuten an Zeit und Muße, ſich mit ſolchen zeitraubenden Sachen 
zu befaſſen. Sollte eine Indiskretion vorkommen, ſo beſitzt die zu— 
ſtändige Behörde Mittel, um den Beamten durch Verſetzung oder 
Entlaſſung zu beſtrafen. Wenn ein Geſchäftsreiſender ſchwindelt und 
betrügt, ſo wird es niemanden einfallen, deswegen das Reiſen für 
den ſogenannten „legitimen“ Handel zu verbieten. Handels- und 
Gewerbefreiheit ſind immer noch gewährleiſtet trotz des viel beklagten 
unlautern Wettbewerbes, von dem kein Geſchäftsreiſender ſagen kann, 
wo er anfängt und wo er aufhört. 

Die Art und Weiſe, wie der Einſender die Rolle des Beamten 
ſchildert, bietet wirklich ſchöne Ausſichten. Die Beamtenvereine werden 
ſich bedanken. Geſtern hinderte man ſie an der Ausübung eines 
durch Volkswahl übertragenen Mandates in einer Gemeinde- oder 
Kantonsbehörde, heute will man ſie an der wWitarbeit bei Konſum— 
vereinen hindern, morgen will man ihnen vielleicht noch das aktive 
Wahlrecht rauben mit der Begründung, die Herren Beamten müßten 
ſich eben Reſerven gegenüber dem heiligen Erwerb auferlegen, fie 
müßten als Staatsorgane bei Wahlen unparteiiſch ſein. 

Wie wir ſind? Wir verlangen vom Staate nichts anderes als 
freie ungehinderte Entwicklung, geſtützt auf die vom Handel ſelbſt 
ſo viel gerühmte Handels- und Gewerbefreiheit. Jeder Konſument 
iſt uns willtommen, der die Intereſſen des Konſums fördern will. 
Wer uns bekämpft, dem weiſen wir die Tür. Wir wehren uns, weil 
wir angegriffen worden ſind von denjenigen, die mit uns Geſchäfte 
machen wollen.“ 

Durch dieſe Erwiderung ließ ſich der Verfaſſer der 
erſten Einſendung zu nachfolgender Replik veranlaſſen 
(No. 228 der „Basler Nachrichten“): 

„Gegenüber der geſtrigen Einſendung möchten wir feſtſtellen, 
daß nach ſofort eingeholten Informationen Herr Emil Fiicher-Ejch- 
mann keinerlei offizielle Beziehungen mit dem Verein der Handels 
reiſenden unterhielt. Im übrigen verbietet uns der gute Ton, die 
Angelegenheit auf das perſönliche Gebiet zu ziehen. Einer derartigen 
Kampfweiſe können und wollen wir nicht folgen. Wir regiſtrieren 
gerne das Geſtändnis, daß Indiskretionen ſeitens der Verkehrsbeamten 
im Bereich der Möglichteit liegen. Mit der bloßen Beſtrafung des 
fehlbaren Beamten aber kann der dauernde Schaden einer Indiskretion 
nicht gut gemacht werden. Oder find Bund und Verein ſchweiz. Konſum⸗ 
vereine gewillt, die aus der Indiskretion entſtehenden ſchwerwiegenden 
Folgen auf ſich zu nehmen? 

Der -b--Einjender überſieht ferner ganz die volkswirtſchaftliche 
Bedeutung des Zwiſchenhandels und deſſen Repräſentanten, des 
reiſenden Kaufmannes, auf deſſen Dienſte weder der Verein jchweiz. 
Konſumvereine noch die 30 lokalen Konſumvereine auf die Dauer 
verzichten werden. Der erſtere wird doch gewiß durch die Reiſenden 
am beſten vom Markte auf dem Laufenden gehalten, und die letzteren 
werden bald einſehen, daß die Zentralſtelle in vielen Fällen nicht 
ſo vorteilhaft bedienen kann wie Engros-Spezialgeſchäfte. Man wird 
für einige Zeit den Geſchäftsreiſenden mit dem vom Verband ſchweiz. 
Konſumvereine gelieferten Boykottplakaten an manchen Orten die 
Türe weiſen, doch hoffen wir, dieſe aggreſſive Art und Weiſe werde 


ihre Sühne finden. 
die Handelsreiſenden ganz, daß der Verband jchweiz. Konſumvereine 


Der Einſender vergißt bei ſeinem Haſſe gegen 


ja ſelbſt regelmäßig reiſen läßt. Der von der löbl. Redaktion bereits 
hervorgehobene Satz des -b--Einjenders, daß „leider“ die Exiſtenz 
der Handelsreiſenden noch auf abſehbare Zeit geſichert ſei, läßt deutlich 
erkennen, daß er ein Todfeind des Zwiſchenhandels iſt, von dem er 
allem nach ſehr wenig zu verſtehen ſcheint.“ 


Aber nicht nur in den Tageszeitungen, ſondern in 
unſeren eigenen Organen ſollen wir anerkennen, daß die- 
jenigen Konſumvereine, die beſchloſſen haben, keine Geſchäfts— 
reiſenden mehr zu empfangen, Beiebenafkörer jeien. Wir 
erhalten von einem Mitgliede des Lebensmittelvereins 
Zürich, das auch dem Geſchäftsreiſendenverein angehört 
und erklärt, „beide Vereine zu ſchätzen zu wiſſen“, mit 
der Bitte um Veröffentlichung folgende Erwiderung, die 
wir unverkürzt reproduzieren: 

„Als Mitglied des Lebensmittelvereins Zürich ſehe ich mich 
veranlaßt, meinem Bedauern darüber Ausdruck zu geben, wie im 
„Genoſſenſchaftlichen „Volksblatt“ immer von neuem wieder Stim— 
mung gemacht wird gegen den Verein jchweiz. Geſchäftsreiſender. 

Dieſer Verein, deſſen Mitglied ich auch bin, hat nichts getan 
gegenüber den Konſumvereinen, was er nicht voll und ganz ver— 
antworten könnte. Er bekämpft in keiner Weiſe die Konſumvereine 
als ſolche, — ſind doch eine große Anzahl ſeiner Mitglieder auch 
Mitglieder von Konſumvereinen. Auch zur Zeit der ärgſten Hetzereien 
unſeres früheren Konſum— Verbandsſetretärs, Dr. Hans Müller, iſt 
das Organ des Vereins ſchweiz. Geſchäftsreiſender ruhig geblieben 
und hat die oft maßloſen Anfeindungen und Angriffe desſelben 
ſachlich widerlegt. 

Wohl kämpft der Geſchäftsreiſendenverein an Heel Schäden 
und Uebelſtände im Erwerbsleben überhaupt, wo ſich ſolche zeigen. 
Nicht bloß von Mitgliedern dieſes Vereins, ſondern von ſehr vielen 
andern Kaufleuten, auch von Mitgliedern von Konſumgenoſſenſchaften 
ſelbſt, wird es als eine Ungehörigkeit betrachtet, daß Poſt-, Bahn- 
und Zollbeamte in ihrer Eigenſchaft als Verwaltungsrats-Mitglieder 
von Konſumgenoſſenſchaften diesen Auskunft geben können über Er— 
fahrungen, die ſie in ihrem Dienſte machen (über Bezugsquellen, 
Preiſe 2.). Es beſteht die Meinung, daß dieſe Genoſſenſchaften in 
155 Hinſicht nicht günſtiger geſtellt ſein ſollten als andere Handels— 
irmen. 

Aus dieſem Grunde hat der Verein ſchweiz. Geſchäftsreiſender 
im ſchweiz. Handels, und Induſtrieverein, deſſen Mitglied er iſt, 
den Anſtoß gegeben zu einem Geſuche an den hohen Bundesrat, 
hierin Wandel zu ſchaffen. Dieſes Geſuch iſt von einer großen 
Anzahl anderer Vereine unterſtützt, durch den ſchweiz. Handels 
und Induſtrieverein beſchloſſen und dem hohen Bundesrate einge 
reicht worden. 

Bei dieſer Sachlage hätte es daher keinen Zweck gehabt, wenn 
in der Delegierten— Verſammlung des Vereins ſchweiz. Gejchäfts- 
reiſender darüber diskutiert worden wäre, ob die Bewegung rück— 
gängig gemacht werden ſolle oder nicht. 

Der Entſcheid über die Frage liegt nun beim hohen Bundes- 
rat. Es hat keinen Sinn, in der Preſſe in übelwollender Weiſe 
nervöſe Gereiztheit zu zeigen, weder auf der einen noch auf der 
andern Seite. Der Verein ſchweiz. Geſchäftsreiſender hat die An— 
gelegenheit bisher ohne Feindſeligkeit gegen die Konſumvereine 
durchaus ruhig und ſachlich behandelt. 

Ueber die Opportunität der angeſtrebten Aenderung kann man 
ja gewiß verſchiedener Meinung ſein. Den Spitzen der Konſum— 
genoſſenſchaften traue ich zu, daß ſie imſtande ſind, die Intereſſen 
letzterer zu wahren auf andere Weiſe als durch Rache und Hetzereien 
gegenüber den Geſchäftsreiſenden. Und da iſt doch die Einreichung 
einer Gegeneingabe mit Auseinanderſetzung und Begründung des 
Standpunktes der Konſumvereine der allein richtige Weg! Nach Ab— 
wägung der in beiden Eingaben vorgebrachten Gründe wird dann 
der Bundesrat zu einer praktiſchen Löſung der Frage kommen.“ 


N. 68 

Dieſer Einſendung gibt der Verfaſſer noch folgende 
Geleitworte mit: 

„Ich hoffe, daß der Artikel zur Beruhigung der Gemüter auf 
beiden Seiten beitragen wird. Es hat doch keinen Zweck, immer noch 
mehr Haß anzufachen; im Gegenteil iſt es wohl beſſer, wenn wir 
ſuchen, daß die beiden Vereinigungen einander näher kommen und 
ſich gegenſeitig verſtehen lernen. Sie wiſſen ja ſo gut wie ich, 
daß viele Mitglieder des Vereins ſchweiz. Geſchäfts— 
reiſender, beſonders in der Oſtſchweiz, das Vorgehen 
ihres früheren Zentralvorſtandes in dieſer Sache nicht 
billigen — aber daran zu ändern iſt jetzt nichts mehr. 
Erſchweren wir alſo dem neuen Zentralvorſtand in Bern 
die Aufgabe nicht, wieder zu einem leidlichen e 
mit den Konſumgenoſſenſchaf ten zu kommen. zu dieſem 
Artikel hat mir nur der Wunſch Veranlaſſung gegeben, beizutragen 
an der Geſundung der Verhältniſſe zwiſchen dieſen beiden edlen und 
ſchönen Organiſationen.“ 


Hier wird uns zwar nicht offiziell, aber doch halb— 
offiziös mitgeteilt, daß der neue Zentralvorſtand des 
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Geſchäftsreiſendenvereins die Aufgabe habe, wieder ein 
leidliches Verhältnis zu den Konſumgenoſſeuſchaften her— 
zuſtellen und damit wird eine Notiz beſtätigt, die letzthin 
in einigen Tageszeitungen zu leſen war, des Inhalts, die 
Redaktionskommiſſion des „Merkur“, des Preßorgans der 
Geſchäftsreiſenden, habe die ſtrikte Weiſung erhalten, in 
der Angelegenheit: „Verbot der Beteiligung von Bundes— 
beamten an der Verwaltung von Konſumgenoſſenſchaften“ 
keine Veröffentlichungen zuzulaſſen. 

Wir müſſen in der Tat feſtſtellen, daß der „Merkur“ in 
der ganzen Angelegenheit bis heute ſich ausgeſchwiegen hat. 

Unter dieſen Umſtänden wird man begreiflich finden, 
wenn wir nochmals auf die Angelegenheit zurückkommen 
und prüfen: 

1. ob das Vorgehen des Geſchäftsreiſendenvereins in der 
ganzen Angelegenheit wirklich ſo harmlos ſei, wie hier 
ausgeführt; 

2. was für Gründe die Geſchäftsreiſenden für ihr Vor— 
gehen in's Feld führen und was dagegen geſagt 
worden iſt und geſagt werden kann; 

3. ob die von einer großen Zahl von Verbandsvereinen 
beſchloſſene Stellungnahme gegen die Geſchäftsreiſenden 
nur ein Racheakt und ſpeziell deshalb verwerflich ſei, 
weil er gegen die Ausübung eines durch die Verfaſſung 
garantierten bürgerlichen Rechts ſich richte. 

Wir ſind heute in der Lage, bei der Prüfung dieſer 
Frage die offizielle Aktenſtücke des Handels- und Induſtrie— 
vereins zum Teil benützen zu können, die uns erlauben, 
auch auf die Vorgeſchichte dieſer Bewegung zurück— 
zukommen. 


J. Der Anteil der Geſchäftsreiſenden an 
dem Beſchluſſe des Handels- und Induſtrievereins. 


Ueber die vor dem Jahre 1902 liegenden Be— 
ſtrebungen, die Beteiligung von eidgenöſſiſchen Beamten ꝛc. 
an der Leitung von Konſumgenoſſenſchaften zu verbieten 
und über den Erfolg bezw. Mißerfolg der damaligen Aktion 
orientiert am beſten das „Protokoll des III. Genoſſen— 
ſchaftskongreſſes vom 14. IV. 1901 in Zürich“. (Zu beziehen 
vom Sekretariat des V. S. K.) 

Damals ſchon hatte der Vorort des ſchweizeriſchen 
Handels- und Induſtrievereins auf Anſuchen eines ſeiner 
Sektionen, des Verbands ſchweizeriſcher Großiſten 
der Kolonialwarenbranche, dem Bundesrat eine 
Eingabe weitergeleitet, in der dieſe Behörde erſucht wurde, 
den Bundesbeamten die Betätigung an der Verwaltung 
und Kontrolle von Konſumvereinen zu unterlagen. Der 
Vorort machte in ſeinem Schreiben an den Bundesrat die 
Einſchränkung, er halte es nicht für ſeine Aufgabe, zu 
einer adminiſtrativen Maßregel des Bundesrates Stellung 
zu nehmen; immerhin erbot ſich der Vorort, die Angelegen— 
heit an die Sektionen des ſchweiz. Handels- und Induſtrie— 
vereins zu leiten, ſofern der Bundesrat darauf Wert lege. 

„Höflich, aber deutlich gab dieſer alsbald zu verſtehen, 
daß er eine ſolche Umfrage bei den Sektionen nicht für 
angezeigt erachte.“ 

Am 2. Dez. 1901 faßte dann der Bundesrat ſeinen 
denkwürdigen Beſchluß, in dem Konſumgenoſſenſchaften, 
die nur an Mitglieder verkaufen, von den Geſellſchaften 
mit Erwerbscharakter ausgenommen wurden. 

Von dieſem Entſcheid erklärte ſich der Verband 
ſchweizeriſcher Großiſten der Kolonialwarenbranche nicht 
befriedigt, ſondern reichte am 24. Januar 1902 eine neue 
gedruckte Eingabe ein, um deren Uebermittelung an den 
Bundesrat er abermals den Vorort anging. Der Vorort 
des ſchweizeriſchen Handels- und Induſtrievereins begnügte 
ſich mit der Rolle des Briefträgers und erfüllte den Wunſch, 
ohne ſelbſt Stellung zu nehmen, erhielt aber von der 
Bundeskanzlei den ziemlich lakoniſchen Beſcheid, die Behörde 
habe keinen Anlaß ſich neuerdings mit der Frage zu 
befaſſen. 

Nachdem dieſe Antwort an den Verband ſchweizeriſcher 
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Groſſiſten der Kolonialwarenbranche weitergeleitet worden, 
ſah ſich letzterer nach Bundesgenoſſen um und fand ſolche 
im Kaufmänniſchen Direktorium St. Gallen, in der 
Basler Handelskammer und im Verein ſchweize— 
riſcher Geſchäftsreiſender. 

Dieſe vier Sektionen machten eine Eingabe an den 
Vorort des S. II. u. I. V., die Angelegenheit möchte unter 
die Verhandlungsgegenſtände der ordentlichen Delegierten— 
verſammlung des S. II. u. I. V. vom Jahre 1902 aufge— 
nommen werden. 

Allein dies ſchien dem Vorort nicht unbedenklich aus 
folgendem Grunde: Da der Bundesrat, jo lange er ſich 
an Verfaſſung und Geſetz halte, in ſeinen adminiſtrativen 
Entſchließungen durchaus ſelbſtändig ſei, konnte ſich der 
S. II. u. I. V. — angeſichts des erneuten Feſthaltens des 
Bundesrats an ſeinem Entſcheid — einer Abweiſung aus— 
ſetzen, die nach dem Dafürhalten des Vorortes beſſer ver— 
mieden würde. 

Der Verband der Kolonialwarenbranche beharrte auf 
ſeiner Anregung nicht und deshalb blieb die Frage ruhen, 
bis im Mai 1908 der Verein ſchweiz. Geſchäfts— 
reiſender die Angelegenheit wieder aufgriff, 
indem er am 11. Mai 1908 folgende Eingabe an den 
Vorort des S. II. u. I. V. richtete: 

„Wir beehren uns hiermit, in einer Frage an Sie zu gelangen, 
die unſeres Erachtens für den geſamten ſchweizeriſchen Handelsſtand 
von immer größerer Bedeutung wird; wir meinen die Beteiligung 
eidgenöſſiſcher Beamter und Angeſtellter an der Verwaltung von 
Konſumvereinen und ähnlichen Genoſſenſchaften. 

Mit Zuſchrift vom 2. Dezember 1901 teilte uns der Bundesrat 
mit, daß ein Beſchluß, den er unter dem 12. Februar gleichen Jahres 
gefaßt, den eidgenöſſiſchen Beamten und Angeſtellten die Beteiligung 
an der Verwaltung von ſolchen Konſumvereinen und ſonſtigen Ge— 
noſſenſchaften unterſage, welche als Erwerbsgeſellſchaften auf einen 
förmlichen Gewinn ausgehen, indem ſie die von ihnen eingekauften 
Waren nicht nur an Mitglieder, ſondern ohne jede Einſchränkung 
auch an Drittperſonen veräußern. Dagegen betreffe dieſes Verbot 
diejenigen Konſumvereine und ähnlichen Verbände nicht, deren ge— 
noſſenſchaftliche Beſtrebungen ausſchließlich den eigenen Mitgliedern 
zugut kommen ſollen. Immerhin werde auch hinſichtlich der letzteren 
der allgemeine Vorbehalt gemacht, daß weder zeitlich noch ſonſt ein 
Widerſtreit der Pflichten eintreten dürſe und daß der Bundesrat ſich 
das Recht wahre, jederzeit eine erteilte Bewilligung zurückzuziehen, 
wenn ſich nachträglich Mißſtände ergeben würden. 

In einer Eingabe vom 26. März 1902 erſuchten wir dann den 
Bundesrat, dieſe Unterſcheidung nach dem Merkmale, ob an jeder⸗ 
mann oder nur an Mitglieder verkauft werde, fallen zu laſſen, und 
alſo den eidgenöſſiſchen Beamten und Angeſtelllten die Beteiligung 
an der Verwaltung aller Konſumvereine und anderen Genoſſenſchaften 
ohne Ausnahme ſchlechthin zu verbieten. Denn der Widerſtreit 
zwiſchen den Pflichten, welche ihnen ihr öffentliches Amt auferlege, 
und den Intereſſen, welche ſie als Leiter ſolcher Verbände zu be— 
folgen haben, beſtehe immer und in gleicher Weiſe, ob nun der 
Verkauf auf die Mitglieder veſchränkt ſei oder nicht, und ebenſo ver— 
möge es nicht zu befriedigen, daß der Bundesrat erſt einſchreiten 
wolle, wenn Mißſtände bereits zutage getreten ſein würden. Der 
Bundesrat lehnte es jedoch ab, in dem Sinn unſeres Begehrens auf 
ſeinen Beſchluß zurückzukommen. 

Nun ging uns kürzlich aus dem Kreiſe unſerer Sektionen die 
Mitteilung zu, daß ſich in Chaux-de-fonds unter dem Namen „La 
Postale“, Société cooperative des fonetionnaires et employes federaux, 
eine Genoſſenſchaft von Beamten und Angeſtellten der Poſt gebildet 
habe, welche den An- und Verkauf von Artikeln des täglichen Be- 
darfs bezwecke. Und gleichzeitig wurden wir erſucht, bei dem Poſt— 
und Eiſenbahndepartement darauf zu dringen, daß die Gründung 
ſolcher Genoſſenſchaften für die Zukunft unterſagt werde und die 
Auflöſung der bereits beſtehenden erfolge. In dieſem Sinn ſelb 
ſtändig vorzugehen, können wir uns angeſichts des abſchlägigen 
Beſcheides, den uns der Bundesrat 1902 erteilt hat, allerdings nicht 
entſchließen. Andererſeits ſind wir freilich ebenſowenig der Anſicht, 
man ſolle nun den Dingen einfach den Lauf laſſen und der Ent 
wicklung, die ſie nehmen, untätig zuſehen. Vielmehr glauben wir, 
es ſei derſelben nunmehr mit vereinten Kräften entgegenzuwirken und 
einer eindrucksvollen Kundgebung des geſamten ſchweizeriſchen Handels— 
ſtandes dürfte vielleicht gelingen, was wir allein nicht zu erreichen 
vermochten. 

Daß die Leiſtungsfähigkeit unſerer öffentlichen Beamten und 
Angeſtellten hinſichtlich der Erfüllung ihrer dienſtlichen Obliegen— 
heiten kaum gefördert wird, wenn fie ihre freie Zeit — voraus- 
geſetzt, daß ſie nur dieſe dazu in Anſpruch nehmen — der Verwaltung 
eines genoſſenſchaftlichen Unternehmens widmen, ſei nur nebenbei 
erwähnt. Unbedingt aber muß unſer Handelsſtand daran Anſtoß 
nehmen, daß dieſelben Beamten und Angeſtellten, die aus Mitteln 
bejoldet werden, die zu überwiegendem Teile er ſelbſt liefert, in un⸗ 


mittelbaren Wettbewerb mit ihm treten. Dazu kommt dann noch, 
daß dieſe Beamten und Angeſtellten zufolge ihres Dienſtes bei der 
Poſt und Eiſenbahn Einblicke in geſchäftliche Verhältniſſe gewinnen 
und Aufſchlüſſe über Bezugsquellen und Abſatzgelegenheiten uſw. 
erlangen, die der Genoſſenſchaft, für die ſie tätig ſind, in hohem 
Grade zuftatten kommen; denn daß der Verwalter einer ſolchen Ge— 
noſſenſchaft von Kenntniſſen, die ihm ſein Dienſt als öffentlicher 
Beamter oder Angeſtellter vermittelt, keinen Gebrauch machen werde, 
wird ſchwerlich erwartet werden können. Endlich iſt klar, daß zu 
allen dieſen ſchwerwiegenden Bedenken noch in geſteigertem Maße 
Veranlaſſung beſteht, wo unſere Beamten und Angeſtellten unter 
ſich Konſumvereine und ähnliche Genoſſenſchaften gründen. 

Somit erlauben wir uns, das Geſuch an Sie zu richten, Sie 
möchten auf breiteſter Grundlage und zwar — denken wir uns 
unter Befragung der Sektionen eine einläßliche Prüfung der Frage 
vornehmen, ob es nicht tatſächlich wünſchenswert und rechtlich zu— 
läſſig ſei, daß der Bundesrat den eidgenöſſiſchen Beamten und An 
geſtellten die Beteiligung an der Verwaltung jeder Art von Konſum— 
vereinen und ähnlichen Genoſſenſchaften ſowie die Gründung ſolcher 
Unternehmen ohne Ausnahme unterſage, und ob nicht der Schweiz. 
1 und Induſtrie-Verein in dieſem Sinne vorſtellig werden 
ſolle.“ 

Dieſe Eingabe ging allerdings nur vom Zentral— 
vorſtand aus, fie wurde aber in der Sitzung der Zen— 
tralkommiſſion des Geſchäftsreiſendenvereins vom 30./31. 
Mai 1908 genehmigt, wie aus dem 31. Jahresbericht des 
letzteren zu entnehmen iſt, wo es heißt: 

„Sie (d. h. die Zentralkommiſſion) billigte ferner 
einen Schritt des Zeutralvorſtandes, durch den er 
die alte Frage der Tätigkeit eidgenöſſiſcher Be— 
amter und Angeſtellter in der Verwaltung von 
Konſumvereinen wieder aufgegriffen hatte.“ 

Der Vorort des „Schweiz. Handels- und Induſtrie— 
Vereines“ war anſcheinend nicht beſonders erfreut über 
dieſe Eingabe; er glaubte, im Hinblick auf ſeine frühere 
Stellungnahme in dieſer Angelegenheit dem „Verein ſchweiz. 
Geſchäftsreiſender“ zwar wohl eine eingehende Prüfung 
ſeines Begehrens zuſichern zu können, nicht aber ſchon von 
ſich aus eine Umfrage unter den Sektionen anordnen 
zu wollen. 

Der Vorort ſchlug daher vor, die Frage in der nächſten 
Sitzung der ſchweizeriſchen Handelskammer zur Sprache 
zu bringen und deren Weiſungen für ein weiteres Vor— 
gehen einzuholen, womit die Initianten einverſtanden waren. 

Im Auftrage des Vororts arbeitete deſſen Sekretär, 
Herr Dr. Schuler, für die 50. Sitzung der Schweizer. 
Handelskammer ein Gutachten aus, das, obwohl gedruckt, 
nicht in die Oeffentlichkeit gelangte. Wir ſind auf An— 
ſuchen hin in den Beſitz eines Exemplares dieſes Referates 
gelangt, dem wir einige der vorerwähnten Daten ent— 
nommen haben. Auf den materiellen Inhalt des Referates, 
das zu dem Antrag gelangte, der Auregung des Geſchäfts— 
reiſendenvereins keine Folge zu geben, werden wir ſpäter 
zurück kommen. Die Erlaubnis zur Kenntnisnahme und 
Benützung des Schuler'ſchen Referates iſt unter der aus— 
drücklichen Bedingung erteilt worden, daß dasſelbe ledig— 
lich als eine perſönliche Meinung des Referenten zu be— 
trachten ſei, zu der der Vorort ſelbſt keine Stellung ge— 
nommen habe. 

Die Sitzung der ſchweizeriſchen Handelskammer, in der 
das Referat Dr. Schulers zur Kenntnis genommen wurde, 
fand am 5. Dezember 1908 ſtatt. Ueber den Gang der 
Beratungen find wir nicht orientiert, dagegen geht aus 
den Akten hervor, daß in dieſer Sitzung beſchloſſen wurde, 
die Sektionen auf dem Zirkularwege zur Meinungsäuße— 
rung einzuladen und daß ein Fall eines Hilfsbriefträgers 
aus Lucens erwähnt wurde, der möglicherweiſe als 
Mitglied der Verwaltung eines Konſumvereins amtlich 
erlangte Kenntniſſe verwertet habe. 

Am 19. Januar 1909 fragte der Vorort des „S. II. 
u. J. V.“ durch Zirkular Nr. 308 die Sektionen an, und 
bereits am 25. Januar 1909 war der Verein ſchweiz. Ge— 
ſchäftsreiſender in der Lage, dem Vorort in einläßlicher 
Eingabe, auf die wir ſpäter zurückkommen werden, ſeinen 
Standpunkt, der natürlich ſeiner bisherigen Stellungnahme 
entſprach, zu begründen. 


Auch von den übrigen Sektionen müſſen die Ant- 
worten ohne großen Verzug eingelaufen ſein, denn der 
Vorort des „S. II. u. J. V.« war in der Lage, auf den 
S. Mai 1909 eine Delegiertenverſammlung einzuberufen, 
in der dieſes Traktandum behandelt werden ſollte und in 
der der Zentralſekretär des Vereins ſchweiz. Geſchäfts— 
reiſender, als Vertreter derjenigen Sektion, die den Anſtoß 
zur Erörterung der Frage gegeben, das übliche, einleitende 
Referat hielt, das ſich größtenteils mit der einläßlichen 
Eingabe vom 25. Januar 1909 deckte. 

Aus dieſem Referat ergibt ſich, daß von insgeſamt 
67 Sektionen des Schweizer. Handels- und Ju— 
duſtrie-Vereins nur 21 die Frage einer Beant— 
wortung wert hielten; 46 äußerten ſich zur 
Sache gar nicht. 

Von den 21 Sektionen verneinten 8 ſeine Not— 
wendigkeit und Zuläſſigkeit, eine Sektion ent— 
hielt ſich einer Meinungsäußerung mit Rückſicht 
auf die geſchäftlichen Beziehungen ihrer Mit— 
glieder zu Konſumvereinen, drei Sektionen konnten 
ſich weder zu einem bedingungslosen Verbot noch zu einer 
bedingungsloſen Erlaubnis ausſprechen und nur neun 
Sektionen traten für das Verbot ein, worunter 
einige mit allem Nachdruck. Diejenigen Sektionen, die gegen 
das Verbot ſtimmten, erklärten, allfällige Uebelſtände reſp. 
Mißbräuche ließen ſich ſchon heute unterdrücken. 

Herr Jordan ſchloß ſein Referat, indem er namens 
des Vereins ſchweiz. Geſchäftsreiſender beantragte, 
beim Bundesrat vorſtellig zu werden behufs 
Erlaß eines allgemeinen Verbotes. 

Nach Herrn Jordan trat, namens des Verbandes 
ſchweizeriſcher Groſſiſten der Kolonialwaren— 
branche, Herr Rudolf Roth aus Bern für das Verbot 
ein, ebenſo Herr Dr. L. Beguin, Sekretär der „Union 
vaudoise du commerce et de industries namens ſeiner 
Sektion. 

Den ablehnenden Standpunkt dagegen vertrat 
namens der Genfer Handelskammer Herr H. Jaccard, 
der folgenden Antrag ſtellte und begründete: 

„Die Delegiertenverſammlung ſieht nach An— 
hörung der verſchiedenen Auffaſſungen in der 
heiklen und ſchweren Frage der Betätigung von 
eidgenöſſiſchen Beamten an der Verwaltung von 
Nicht⸗Erwerbsgeſellſchaften von einer Stellung— 
nahme ab und geht, ohne über dieſe Frage Be— 
ſchluß zu faſſen, zur Tagesordnung über.“ 

Herr W. Preiswerk-Imhoff ſtellte namens der 
Basler Handelskammer den Antrag: 

Die Delegierten-Verſammlung erſucht den Vorort 
beim Bundesrate dahin vorſtellig zu werden, daß den 
eidgenöſſiſchen Verkehrsbeamten (Poſt-, Tele— 
graphen-, Eiſenbahn- und Zollbeamten, ſowie 
den Beamten der Lebensmittelkontrolle und der 
Nationalbank) die Teilnahme an irgend welcher 
Tätigkeit in der Verwaltung genoſſenſchaftlicher 
Betriebe von vornherein unterſagt werde. 

Herr Dr. O. Vogt, Vizepräſident des „Syndikats 
für die Intereſſen der ſchweizeriſchen Pharmacie“ 
trat für das Verbot ein. 

Der Sekretär der Handelskammer, Herr Dr. Schuler, 
verteidigte ſeine frühere Stellungnahme, erklärte jedoch, 
falls es der Wille der Delegiertenverſammlung jei, daß 
doch der S. II. u. I. V. an den Bundesrat in dieſer Sache 
gelange, jo würde er den Antrag des Herrn Preiswerk 
demjenigen des Herrn Jordan vorziehen. 

Damit war die Diskuſſion geſchloſſen und es erfolgte 
die Abſtimmung und zwar zuerſt über den Antrag der 
Genfer Handelskammer, der als Ordnungsantrag aufgefaßt 
wurde. Auf dieſen Antrag fielen 16 Stimmen, das Gegen— 
mehr ergab 19 Stimmen. 

Es haben alſo von zirka 95 Delegierten, die 
laut Protokoll anweſend waren, nur 35 geſtimmt. 
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Die anderen 60 haben ſich der Stimme enthalten. 
Die folgende Abſtimmung über die Anträge Jordan 
und Preiswerk, an der ſich nur noch 33 Delegierte be- 
teiligten, 26 für den milderen, 7 für den ſchärferen Antrag 
(Jordan) war dann nur noch eine Formſache. 
Kontrolliert man die Stärke der Delegationen der 
einzelnen Sektionen des S. II. u. I. V., deren Vertreter 
ih an der erſten Abſtimmung für ein Verbot ausge⸗ 
ſprochen haben, ſo ergibt ſich, daß dieſe allein für ſich ſchon 
beinahe dieſe Mehrheit zuſammengebracht haben; es ſind 
dies nämlich: 
1) 3 Vertreter des Vereins ſchweiz. Geſchäftsreiſender; 
2) 4 Vertreter des Verbands ſchweiz. Groſſiſten der 
Kolonialwarenbranche; 

3) 2 Verteter des Syndikates für die Intereſſen der 
ſchweiz. Pharmacie; 

4) 2 Vertreter der Union vaudoise du commerce et de 
industrie; 

5) 4 Vertreter des Basler Handels- und Induſtrie— 
vereins. 

Dieſe 5 Sektionen haben alſo allein ſchon 15 Stimmen 
zu der Mehrheit von 19 geliefert. Drei von dieſen fünf 
Sektionen haben ſchon 1902 die Rolle der Scharfmacher 
übernommen; dazu iſt der Apothekerring, der ſich durch 
die Genoſſenſchaftsapotheken bedrängt fühlte, die zuneh— 
mende Vermehrung von Apotheken, die durch Aktien— 
geſellſchaften betrieben werden oder von ſolchen abhängig 
ſind, dagegen nicht bekämpft, getreten und die „Enion 
vaudoise“. Wie die anderen vier Stimmen ſich verteilen, 
entzieht ſich unſerer Kenntnis. Tatſache iſt, daß dieſe 
Mehrheit nur durch die drei Delegierten des Ver— 
eins ſchweiz. Geſchäftsreiſender und zwar nicht des 
alten, ſondern des neuen Zentralvorſtandes, zu Stande 
gekommen iſt; hätten ſich dieſe der Stimme enthalten, 
ſo wären 16 Stimmen gegen 16 Stimmen geſtanden und 
ein Beſchluß nicht zu Stande gekommen. 

Damit iſt nachgewieſen, daß der Verein ſchweiz. 
Geſchäftsreiſender einzig und allein für dieſen 
Beſchluß, der von den Konſumgenoſſenſchaften 
als 1 Akt betrachtet wird, verantwort— 
lich iſt. 

Nun wenden allerdings die Mitglieder des Vereins 
ſchweiz. Geſchäftsreiſender ein: fie könnten nichts dafür, 
daß ihr Zentralvorſtand, ohne ſie zu begrüßen, einen 
ſolchen Beſchluß gefaßt habe; derſelbe ſei einzig vom Zen⸗ 
tralvorſtand zu verantworten und zwar nicht einmal vom 
jetzigen, ſondern vom früheren. 

Demgegenüber iſt feſtzuſtellen, daß die Zentralkom— 
miſſion im Mai 1908 das Vorgehen gebilligt hat, daß 
am 8. Mai 1909 in Zürich an der Delegiertenverſammlung 
der neue und nicht mehr der alte Zentralvorſtand den 
Verein vertrat; aber nicht nur das, auch der Geſamt⸗ 
verein als ſolcher hat das Vorgehen gebilligt. 

An der Delegiertenverſammlung vom 7. 8. Aug. 1909, in 
Schaffhausen, als den Geſchäftsreiſenden ſchon bekannt war, 
was ihr Zeutralvorſtand angerichtet hatte und wie das Vor— 
gehen desſelben von den Konſumgenoſſenſchaften aufgefaßt 
wurde, hat die Verſammlung, mindeſtens 140 Delegierte 
umfaſſend, den Jahresbericht des abtretenden Ben- 
tralvorſtandes, in dem ausführlich alle Schritte 
aufgezählt waren, die der abtretende Vorſtand 
gegen die Konſumgenoſſenſchaft unternommen, 
einmütig und ohne Proteſt in ſeinem vollen Um— 
fange gebilligt und genehmigt und iſt dadurch mit— 
verantwortlich geworden; der alte Zentralvorſtand iſt da— 
durch dechargiert und man kann ſich nicht damit ausreden, 
die Mitglieder des Vereins hätten vom Vorgehen ihrer 
Vertrauensmänner keine Kenntnis gehabt. Die Behauptung, 
eine andere Stellungnahme ſei nicht mehr möglich geweſen 
und hätte nichts genützt, iſt unrichtig. Wenn die Dele— 
giertenverſammlung erklärt hätte, wir billigen das Vor— 
gehen unſerer Vertrauensmänner gegen die Konſum— 
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genoſſenſchaften nicht, ſo hätte auch der Vorort des 8. II. 
u. I. V. erfahren, daß die Delegierten des Vereins ſchweiz. 
Geſchäftsreiſender in der ſchweizeriſchen Handelskammer 
ohne Mandat und gegen die Intereſſen der Mitglieder 
gehandelt hätten und dann hätte der Vorort erſehen können, 
daß der Beſchluß des „S. II. u. I. V.“ vom 8. Mai 1909 
hinfällig wurde und daraus ſeine Konſequenzen ziehen 
können. 

Aber nicht nur aus dieſer negativen Feſtſtellung, 
ſondern auch aus dem Reſultat der Abſtimmung über den 
Antrag der Sektion Zürich (vgl. Nr. 33 dieſer Zeitung), 
wo mit 94 gegen 42 Stimmen beſchloſſen wurde, auf die 
Angelegenheit nicht zurückzukommen, geht poſitiv hervor, 
daß nicht nur einige vereinzelte Mitglieder, ſondern mehr 
als zwei Drittel der geſamten Delegierten mit dem Vor⸗ 
gehen gegen die Konſumgenoſſenſchaften einverſtanden waren 
und ſind. 

Es geht alſo nicht an, die Verantwortlichkeit für den 
Beſchluß des 8. II. u. I. V. von dem Verein der ſchweiz. 
Geſchäftsreiſenden abzuſchütteln; er iſt in ſeiner Geſamtheit 
dafür verantwortlich. Wäre das Verhältnis wirklich anders, 
wäre wirklich im Verein ſchweiz. Geſchäftsreiſender eine 
Mehrheit vorhanden, die das Vorgehen des Zentralvor— 
ſtandes nicht billigt, ſo hätte dieſe Mehrheit es heute noch 
in der Hand, dies unzweideutig feſtzuſtellen, denn ſoviel 
wir wiſſen, iſt auch der Verein ſchweiz. Geſchäftsreiſender 
nach demokratiſchen Prinzipien regiert und iſt die Mehr⸗ 
heit König und die Mehrheit wird ſich auf die Dauer nie 
von einer Minderheit vergewaltigen laſſen!  (Forti. folgt.) 


Das eidgenöſſiſche Lebensmittelpolizeigefeh. 
(Fortſetzung.) 
6. Eier und Eierkonſerven. 


Die Bezeichnung „Ei“ darf nur für das Ei des Haus— 
huhns gebraucht werden. Eier anderer Vögel müſſen ent- 
ſprechend deklariert werden. Als friſche Eier dürfen im 
Verkehr nur ſolche Eier bezeichnet werden, welche außer 
Reinigung und Aufbewahrung in Kühlräumen keinerlei 
Behandlung erlitten haben. 

Konfervierte Eier (Kalkeier u. dgl.) find als ſolche zu 
deklarieren. Daß dieſe Vorſchriften in Fachkreiſen nicht un— 
geteilte Zuſtimmung findet, geht aus folgendem Artikel 
hervor, der am 14. Auguſt d. J. im „Basler Vorwärts“ 
veröffentlicht wurde: 


Verdorbene Eier, wozu auch Fleckeier zu rechnen 
find, dürfen nicht als Nahrungsmittel in den Verkauf ge- 
bracht werden; als Brucheier dürfen nur ſolche Eier 
feilgehalten oder verkauft werden, deren Inhalt nicht ver- 
dorben iſt. Die Beſtimmungen über Eierkonſerven und 


Erſatzmittel für Eier können hier auch übergangen werden, 
weil heute noch nicht von allgemeinem Intereſſe. 

Natürlich ſind auch bei dieſem Artikel in der Experten— 
kommiſſion agrariſche Einflüſſe geltend gemacht worden. 
Wenn man für ausländiſches Mehl, Honig, Butter ꝛc. den 
Deklarationszwang vorſchreibt, wäre es doch verwunder— 
lich, wenn die gleiche Vorſchrift nicht auch für ausländiſche 
Eier hätte aufgeſtellt werden ſollen. In der Tat hat die 
Expertenkommiſſion einen Vorſchlag angenommen, nach dem 
ausländiſche Eier nur als Kiſteneier bezeichnet werden dürfen. 
Die Verbandsverwaltung hat in ihrer Eingabe an den 
Bunderat dieſe Vorſchrift beanſtandet mit der Motivierung, 
daß nicht nur die aus dem Ausland kommenden Eier 
in Kiſten verpackt ſeien, ſondern daß auch im Inlande 
Eier in Kiſten von einem Orte nach dem andern, 
von einem Kanton in den anderen verſandt werden. 
Der Bundesrat hat dann vernünftiger Weiſe dieſe Be— 
ſtimmung geſtrichen. Trotzdem hat man es verſtanden, die 
Einfuhr ausländiſcher Eier zu erſchweren. Die „Perle des 
Geſetzes“, die Grenzkontrolle nämlich, unterſucht auch oft 
eingehende Sendungen Eier; dann müſſen die Kiſten ge- 
öffnet werden; aus der unterſten Lage womöglich wird 
ein Ei zur Probe herausgenommen, — trotzdem das nichts 
beſagen will, denn in jeder Sendung Eier können ſich neben 
unverdorbenen eine kleine Zahl verdorbener Eier vorfinden 
— die ſorgfältig gelagerten Schichten geraten infolge dieſes 
Eingriffes beim Weitertransport in Unordnung; es entſteht 
viel Bruch und den Schaden und unangenehme Differenzen 
mit dem Lieferanten hat der Importeur, denn die Grenz— 
kontrolle kann man nicht zur Bezahlung des Schadens an— 
halten, weil es ſchwer ſtrikte nachzuweiſen iſt, daß gerade die 
Grenzkontrolle den Schaden verurſacht hat. Und das ge- 
ſchieht bei einer Ware, die wir unbedingt einführen müſſen, 
weil in der Schweiz unſer Bedarf lange nicht produziert 
werden kann. 


7. Obſt, Gemüſe, Schwämme (eßbare Pilze), 
Obſt- und Gemüſekonſerven. 


Obſt, das geſundheitsſchädlich oder ekelerregend iſt 
— darunter fällt auch Obſt, ſpeziell Trauben, die ſichtbare 
Spuren von Kupferbehandlung zeigen — darf nicht als 
Nahrungsmittel in den Verkehr gebracht werden, wohl 
aber darf angefaultes, ſchimmliges, übelriechendes oder 
durch ſonſtige Zuſetzung verändertes Obſt als Wirtſchafts— 
obſt in den Verkehr gebracht werden, allerdings nur unter 
ausdrücklicher Deklaration der Zweckbeſtimmung. Als Eß— 
obſt dagegen darf es nicht ausgeboten werden. Den Käufer 
kann natürlich nachher niemand hindern, ſolches Obſt auch 
als Eßobſt zu verwenden. 

Eine große Aenderung im bisherigen Zuſtand werden 
dieſe Vorſchriften nicht bringen, denn ein mit normalen 
Sinnen ausgerüſteter Käufer wird auch ſchon bisher nach 
dieſen Grundſätzen die Ware eingekauft haben. 

Eine Beſtimmung, die dagegen ſchon ſchwieriger durch— 
zuführen ſein wird, iſt die, daß unreifes O bſt jeder 
Art als Eßobſt nicht verwendet werden darf. Die Ver— 
bandsverwaltung hat in ihrer Eingabe an den Bundesrat 
darauf aufmerkſam gemacht, daß es in der Praxis außer— 
ordentlich ſchwer iſt, objektiv und ſicher feſtzuſtellen, was 
reifes und was unreifes Obſt iſt und daß in der Praxis 
das gleiche Obſt von verſchiedenen Experten teils als reif, 
teils als unreif bezeichnet wurde. Der Schreiber dies hat 
in ſeiner früheren richterlichen Tätigkeit ebenfalls feſtſtellen 
können, daß über den Reifezuſtand von Frühobſt — es 
handelte ſich um Wagenladungen von ſüditalieniſchen Früh— 
äpfeln — verſchiedene Anſichten von Fachmännern geäußert 
wurden. Gegenüber verſchiedenen bisherigen kantonalen 
Vorſchriften bedeutet die neue Beſtimmung immerhin eine 
gewiſſe Milderung. In der Basler Verordnung z. B. war 
— allerdings mehr auf dem Papier — der Verkauf von 
unreifem Obſt ſchlankweg, ohne jede Einſchränkung, ver- 
boten. Die eidgenöſſiſche Lebensmittelverordnung geſtattet 


dagegen in Art. 79, daß „unvollſtändig ausgereiftes Obſt, 
das zu ſpeziellen Zwecken, wie Herſtellung von Konfitüren 
ꝛc. oder zum Lagern feilgehalten wird“, in den Verkehr 
gebracht werden darf, aber unter der ausdrücklichen Be— 
dingung, daß an dem betreffenden Behälter eine Aufſchrift 
„Einkochobſt“ oder „Lagerobſt“ angebracht wird. Hier iſt 
ausnahmsweiſe nicht vorgeſchrieben, wie dieſe Auſſchrift 
angebracht werden ſoll und in welchen Buchſtaben; es 
wird alſo jede irgendwie auffallende Aufſchrift genügen. 

Während beim Obſt ein Unterſchied zwiſchen Eßobſt 
und Wirtſchaftsobſt reſp. Lagerobſt gemacht wird, iſt bei 
Gemüſen ſtrikte verboten, ſchimmlige, angefaulte oder ſonſt— 
wie verdorbene Gemüſe und Kartoffeln überhaupt feilzu— 
halten oder zu verkaufen; ebenſo iſt der Verkauf von 
unreifen Kartoffeln verboten. 

Wenn dieſe Verbote ſich auch auf den Verkauf von 
ſolcher verdorbener Ware als Viehfutter beziehen, — ob 
ſich die Beſtimmungen der Verordnung nur auf Nahrungs- 
mittel für den menſchlichen Gebrauch oder auch auf Vieh— 
futter erſtrecken, darüber gibt die Verordnung ſelbſt keine 
Antwort — ſo würden dieſelben eine empfindliche materielle 
Schädigung der Eigentümer ſolcher Waren nach ſich ziehen, 
da in ſolchen Fällen nichts anderes als Vernichtung der 
ganzen Sendung übrig bleibt. Bis jetzt war meiſtens zu— 
läſſig, ſolche Waren wenigſtens als Viehfutter noch zu 
verwenden; nun werden auch die Trausportunternehmungen 
(Poſt, Eiſenbahn) und die Gerichtsbehörden und Konkurs— 
ämter, wenn ſie bei Sendungen, die wegen Verdorbenheit 
refüſiert werden und verwertet werden müſſen, die Intereſſen 
des Eigentümers wahren wollen, oft in eine ſchwierige 
Stellung geraten. 

Art. 8! enthält Vorſchriften über Schwämme (eßbare 
Pilze), die, weil nicht allgemein intereſſierend, hier nicht 
reproduziert werden. 

Für gedörrtes Obſt und gedörrtes Gemüſe 
gelten folgende Vorſchriften: 

Dieſe Waren dürfen nicht in den Verkehr gebracht 
werden, wenn ſie künſtlich gefärbt oder gebleicht ſind, 
wenn ſie geſundheitsſchädliche Metallverbindungen oder 
andere Konſervierungsmittel als Kochsalz und Zucker ent— 
halten, endlich wenn ſie ſarbig, ſchimmlig, ſtark mit Milben 
behaſtet, durch Tiere angefreſſen oder ſonſt verdorben ſind. 

Konſerven von Obſt oder Gemüſen dürfen kein 
Saccharin, keine künſtlichen Fruchtäther, keine geſundheits— 
ſchädlichen Metallverbindungen, überhaupt keine Konſer— 
vierungsmittel enthalten, ausgenommen: Alkohol, Eſſig, 
Gewürze, Koͤchſalz, Zucker; dagegen dürfen fie mit un— 
ſchädlichen Farbſtoffen gefärbt werden, ohne daß dies an— 
geſchrieben (deklariert) werden müßte; grüne Gemüſekon— 
ſerven dürfen ſogar ohne Deklaration eine kleine Menge 
Kupferverbindungen enthalten. 

Verdorbene Konſerven, ſpeziell ſolche in aufge— 
triebenen Büchſen, dürfen nicht zum Verbrauch abgegeben 
und müſſen ſofort aus dem Verkehr, d. h. auf unſere 
Verhältniſſe bezogen, aus den Verkaufsläden und Maga— 
zinen zurückgezogen werden. Falls Gurken, Kapern, oder 
andere Gemüſe, die mit Eſſig oder Salzlauge konſerviert 
ſind, in Metallgefäßen aufbewahrt werden, müſſen die Me— 
tallgefäße inwendig ſolid lakiert oder emailliert ſein. 


8. Honig und Honigſurrogate. 


Ueber dieſe Produkte ſind ganz detaillierte Vorſchriften 
erlaſſen worden, die bis zu einem gewiſſen Grade be— 
rechtigt ſind, da gerade mit der Bezeichnung „Honig“ viel 
Mißbrauch getrieben wurde. 

Vom 1. Juli 1909 ab darf unter der Bezeichnung 
Honig nur der reine unvermiſchte Bienenhonig in den 
Verkehr gebracht werden; aber nicht aller Bienenhonig 
hat auf dieſe Bezeichnung Anſpruch; wenn die Honig— 
produktion der Bienen durch künſtliche Fütterung mit Zucker 
oder zuckerhaltigen Stoffen forciert wird, muß ein ſo er— 
haltenes Produkt als „Zuckerhonig“ deklariert werden. 


ö f N 


Bezüglich ausländiſchem Honig und Miſchungen 
von ausländiſchem Honig mit Schweizerhonig beſteht 
Deklarationszwang: das Urſprungsland muß in Inſeraten, 
Rechnungen ꝛc. angegeben werden und die Standgefäße, 
in welchen ausländiſcher Honig feilgehalten wird, müſſen 
in der bekannten Art (2 em hohe ſchwarze Buchſtaben) 
das Urſprungsland angeben. 

Dieſe Beſtimmung geht unſeres Erachtens, ſalls wirk— 
lich nur das Intereſſe des Käufers gewahrt werden wollte, 
zu weit; nicht aller ausländiſche Honig iſt minderwertig; 
es hätte wohl genügt, den Deklaratiouszwang auf über— 
ſeeiſchen (Chile, Havannah) Honig zu beſchränken. 

Für den Verkauf von Kunſthonig gehen die Vor— 
ſchriften dann noch weiter. Honigſurrogate, ſowie Miſch— 
ungen von ſolchen mit Honig, dürfen nur unter der Be— 
zeichnung „Kunſthonig“ in den Verkehr gebracht werden. 
Die bisher oft für ſolche Surrogate üblichen Bezeichnung 
„Tafelhonig, Schweizerhonig“ dürfen nur noch für reinen 
Honig verwendet werden. Für den Verkauf von Kunſt⸗ 
honig genügt nicht bloß eine Aufſchrift auf dem Stand— 
gefäß wie beim ausländiſchen Honig, ſondern es muß auch 
noch ein Plakat in der bekannten Form im Verkaufslokal 
angeſchlagen werden; der Deklarationszwang bezieht ſich 
auch auf Frachtbriefe und, eine Neuerung, die wohl ſchwer 
durchzuführen ſein wird, auf die Speiſekarten der 
Gaſthöfe, Wirtſchaften und Koſtgebereien. Die 
Hoteliers, Wirte und Koſtgeber werden ſich hier unſchwer 
zu helfen wiſſen; der Schreiber dies hat noch nie, abge— 
ſehen etwa in einer Bahnhofreſtauration, eine Speiſekarte 
geſehen, auf der Honig aufgeführt war. Gewöhnlich wird 
Honig oder ein Honigſurrogat in dieſen Betrieben als ein 
Beſtandteil des „Café complet? abgegeben und nicht ſpe— 
ziell in den Speiſekarten aufgeführt. 

Die Vorſchrift, die anjcheinend die Hoteliers veran— 
laſſen wollte, nur echten Honig zu führen, was bei den 
üblichen Hotelpreiſen wohl zu verantworten wäre, verfehlt 
aber ihren Zweck, indem ſie nicht befiehlt, daß ein Hotelier, 
der Kunſthonig in ſeinem Betriebe verwendet, das in der 
Speiſekarte aufführen muß, ſondern nur vorſchreibt: „In 
Speiſekarten, die ſich auf Honigſurrogate beziehen, muß 
die Beſtimmung Kunſthonig angewendet werden“. Ein 
Hotelier, der nicht gerne ſeinen Gäſten bekannt gibt, daß 
er ihnen Kunſthonig vorſetzt, macht es einfach wie bisher, 
d. h. in der Speiſekarte werden alle möglichen Speiſen auf— 
gezählt, Honig oder Honigſurrogate dagegen weggelaſſen. 

Die Urheber der oben erwähnten Vorſchrift haben 
anscheinend einen ſtrikten Deklarationszwang auch für die 
Hoteliers einzuführen beabſichtigt, infolge der mangel— 
haften Redaktion des Art. 98 aber wird dieſer Zweck nicht 
erreicht. 

Dieſe Vermutung wird z. B. durch folgende Aeußerung 
aus einem Vortrag, den der aargauiſche Kantonschemiker, 
Herr Dr. Werder, am 18. Juli 1909 vor einer Verſamm— 
lung von Intereſſenten gehalten hat, beſtätigt: 

„Was die Deklaration des Kunſthonigverkaufs aube— 
trifft, ſo iſt zu erwähnen, daß ſie nicht nur von den Spe— 
zereihändlern, ſondern auch von denjenigen Wirtſchaften 
und Gaſthöfen verlangt wird, in denen man Kunſthonig 
z. B. zum Frühſtück ſerviert bekommt.“ 

Die Vorſchriften über den zuläſſigen Waſſergehalt (20 0) 
ſowie über die verſchiedenen Qualitätsmängel (Verunreini— 
gung, Gährung. Sauerwerden, Verdorbenſein), die ein 
Verbot des in Verkehrbringens veranlaſſen, ſind für Honig 
wie Kunſthonig beinahe identiſch. 

Für die Herſtellung von Honigſurrogaten endlich wird 
die amtliche Fabrikationskontrolle gleich wie bei Margarine 
und Kochfett obligatorisch erklärt. 

9. Zucker, Konditoreiwaren, Konfitüren, 
Fruchtſäfte und Sirupe. 


Art. 101 enthält die ſelbſtverſtändliche Vorſchrift, daß 
der Zucker keine mineraliſchen Beimiſchungen enthalten 
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darf. Der Zuſatz von unſchädlichen Bläuungsmitteln iſt 
ohne Deklaration geſtattet. 

Art. 102 enthält die Vorſchriſten über Stärkezucker, 
Stärkeſirup und Fruchtzucker, die nicht von allgemeinem 
Jutereſſe find. 

Konditoreiwaren, worunter auch gezuckerte Früchte 
inbegriffen werden, dürfen ohne Deklaration mit unſchäd— 
lichen Farbſtoffen gefärbt werden, dagegen dürfen ſie keine 
geſundheitsſchädlichen Farbſtoffe, keine Mineralien, keine 
Konſervierungsmittel und kein Saccharin enthalten. Ver— 
dorbene, in Zerſetzung und Säuerung übergegangene, ſo— 
wie durch Tiere angefreſſene Konditoreiwaren, dürfen nicht 
in den Verkehr gebracht werden. Wir nehmen an, daß 
dieſe Vorſchrift auch auf die Materialien, die zur Her— 
ſtellung von Konditoreiwaren verwendet werden oder be— 
ſtimmt ſind, ſich beziehen; daß nach dieſer Richtung hin 
ſolche eigentlich ſelbſtverſtändlichen Vorſchriften nicht immer 
befolgt werden, hat vor Jahren in Baſel ein ſogenannter 
„Leckerliprozeß“, der großes Aufſehen erregte, dargetan. 

Um eine allzuweite Auslegung des Wortes „verdorbene 
Konditoreiwaren“ durch die Behörden zu verhindern, be— 
ſtimmt Art. 104, daß ſolche Konditoreiwaren, bei denen 
der Zucker kandiert oder abgeſtorben iſt, nicht als verdorben 
bezeichnet werden müſſen. 

Auch für Konditoreiwaren gilt der Grundſatz, daß die 
Bezeichnung der Qualität entſprechen muß; wenn kein 
Honig zur Herſtellung von Lebkuchen verwendet wurde, 
darf dieſe Ware nicht als Honiglebkuchen bezeichnet wer— 
den ꝛe. 


Konfitüren und Gelees, Fruchtſäfte, Sirupe. 
Die Art. 108 — 115 enthalten detaillierte Vorſchriften über 
die Anforderungen an dieſe Genußmittel, ſpeziell über die 
Zuläſſigkeit der Verwendung von Chemikalien und Sur— 
rogaten bei der Herſtelluug von Konfitüren ꝛc. Dieſe Vor— 
ſchriften intereſſieren mehr den gewerbsmäßigen Fabrikanten 
von ſolchen Artikeln. Auf Konfitüren und Sirupe ꝛc., die 
für den eigenen Bedarf hergeſtellt werden, finden dieſe 
Vorſchriften keinerlei Anwendung; von den Hausfrauen 
werden ja Chemikalien bei der Herſtellung von Konfitüren 
ſowieſo nicht verwendet. 


10. Trinkwaſſer, Eis und Mineralwaſſer. 
11. Künſtliche kohlenſaure Waſſer und Limonaden. 


Da dieſe Vorſchriften nicht von allgemeinem Intereſſe 
ſind, werden ſie hier nicht wiedergegeben; Intereſſenten 
werden auf die Verordnung (Art. 116 — 135) verwieſen. 
Aulaß zur Kritik bieten ſie nicht. Einzig bezüglich der 
Vorſchriften über das Trinkwaſſer, die in Art. 116 auf— 
gejtellt find, darf die Frage aufgeworfen werden, ob fie 
überhaupt hieher gehören, denn Trinkwaſſer wird gewöhnlich 
weder eingeführt, feilgehalten, verkauft oder zum Zwecke 
des Verkaufs hergeſtellt oder gelagert. 


Ein genoſſenſchaftliches Denkmal. 


Unter dieſem Stichwort veröffentlicht der bekannte 
ſchweizeriſche Sozialpolitiker, Herr Pfarrer G. Benz in 
Baſel, in dem offiziellen Organ der evangeliſch-ſozialen 
Arbeitervereine der deutſchen Schweiz, dem „Freien 
Schweizer Arbeiter“, veranlaßt durch die Beſichtigung des 
neuen Milchgeſchäftes des A. C. V. Baſel, folgende 
Ausführungen: 

Letzten Samstag, Sonntag und Montag war das neue Milch 
geſchäft des Allgemeinen Konſumvereins in Baſel dem Publikum zur 
Beſichtigung geöffnet. Das Gebäude darf wohl ein erfreuliches und 
bedeutſames Denkmal des genoſſenſchaftlichen Gedankens genannt 
werden. Ein Gang durch dasſelbe mußte jeden Genoſſenſchafter mit 
Freude über das bisher Erreichte und mit Mut und Hoffnung für 
die weitere Entwicklung der Genoſſenſchaftsſache erfüllen. 

Schon rein techniſch betrachtet gewährt es eine lebhafte Be 
friedigung, an einer Reihe neueſter maſchineller Einrichtungen zu 
beobachten, wie eine ſo ſchwierige, ein beſonderes Maß von Sauberkeit 


und Kontrollierbarkeit erfordernde, wirtſchaftliche Diſtributionsarbeit, 
wie die Milchverſorgung eine iſt, techniſch bewältigt und organiſiert 
wird. Im neuen Milchgeſchäft des A. C. V. geſchieht das auf eine 
ſo einleuchtende, klare, ſaubere Weiſe, daß man dabei eine Freude 
empfindet, wie ſie etwa eine logiſch ſcharf und durchſichtig aufgebaute, 
tüchtige, wiſſenſchaftliche Arbeit gewährt. Und eine Maſchine, wie 
der geiſtvoll ausgedachte Abfüllapparat, der durch ein paar einfache 
Hebelbewegungen gleichzeitig 6 Brenten mit genau je 40 Litern 
Milch füllt, gewährt dem Betrachtenden einen intenſiven, edlen und 
beglückenden Genuß, wie der Anblick eines Kunſtwerkes oder einer 
herrlichen Landſchaft. Der X. C. V. ift der größte Milchlieferant auf 
dem hieſigen Platze und hat ſich um die Milchverſorgung unſerer 
Stadt unbeſtreitbare Verdienſte erworben. Im Jahre 1884 hatte 
man, damals mit einem täglichen Umſatz von 1600 Litern, die Milch- 
lieferung begonnen; jetzt überſteigt der normale Tagesumſatz 55,000 
Kilo. Die Bewältigung dieſes gewaltigen Umſatzes ließ ſich in den 
alten Räumlichkeiten nicht mehr in befriedigender Weiſe Durchführen. 
Nun ſtehen von Luft und Licht reich durchflutete Räume und Ein- 
richtungen, in denen die Technik das zur Zeit Menſchenmögliche 
bietet, zur Verfügung, um unſerer Bevölkerung im Arbeiterſtande 
und bis hinauf in die mittleren und oberen Schichten das geſundeſte 
und unentbehrlichſte Nahrungsmittel, die Milch, in unverfälſchter 
Qualität, appetitlich, rationell und preiswürdig zu liefern. Die 
beſonders ſorgfältige Art, wie die Kindermilch hergeſtellt wird, macht 
den X. C. V., der ſchon bisher auf dieſem Gebiete Anerkennenswertes 
geleiſtet hat, erſt recht zu einem wirkſamen Verbündeten im Kampfe 
ge en die Kinderſterblichkeit. Schon durch dieſe ganz treffliche 
Organiſation der Milchverſorgung gewinnt das neue Geſchäft für 
unſere Stadt die Bedeutung einer ſozialen Tat. 

Man darf das Ganze wohl eine induſtrielle Anlage nennen; 
ſowohl der Umfang des Geſchäftes als der maſchinelle Charakter 
desſelben geben dazu das Recht. Die Aufgabe, induſtrielle Anlagen 
in wohltuenden, ſchönen Formen anzulegen, erſchien vor nicht gar 
zu langer Zeit überflüſſig und unmöglich zugleich. So bieten denn 
auch die Induſtriequartiere in der Regel den traurigen Anblick der 
Dede, der Eintönigkeit, des Gemütloſen, ja das Gemüt und die 
Lebensfreude Ertötenden. Das neue Milchgeſchäft des A. C. V. zeigt 
ſowohl in ſeiner geſamten Anlage und in ſeinen Faſſaden, als auch 
in der einzelnen Ausſtattung ſeiner Arbeits- und Aufenthaltsräume, 
Gänge und Treppen, die bewußte und entſchloſſene Abſicht, das 
Praktiſche mit dem Schönen zu verbinden und der ſchweren täglichen 
Arbeit eine helle, frohe, wohltuende Umgebung zu ſchaffen. Schon 
von außen wirkt der Bau mit ſeiner den Zweck des Gebäudes nicht 
geſchmacklos verleugnenden, ſondern offen und ſchlicht darſtellenden 
Gliederung imponierend und angenehm. Und im Innern wird der 
Eindruck des zweckmäßigen und Schönen auch in den Einzelheiten 
beſtätigt. Mehr als einmal entſchlüpfte Beſuchern beim Anblick der 
vornehmen Einfachheit der Räume und Ausſtattung die Bemerkung: 
„Hier muß es eine Freude ſein, zu arbeiten.“ Lichte, ſaubere, ſchöne 
Räume wirken auf das Gemüt, ziehen unmerklich auch die Menſchen 
in ein helleres, ſauberes Weſen hinein und bringen auf die tägliche 
Arbeit einen veredelnden Glanz. Das neue Milchgeſchäft des A. C. V. 
iſt ein verheißungsvolles Zeugnis dafür, daß auch induſtrielle Anlagen 
ſchön und freundlich geſtaltet werden können. 

Ganz beſonders bewegen aber mußte den ſozial geſinnten 
Beſucher der Gedankte, daß dieſe gelungene Anlage das Werk des 
genoſſenſchaftlichen Geiſtes iſt, des Geiſtes, der in der Solidarität 
das erfolgreiche Mittel ſieht, auch auf dem Gebiete wirtſchaftlicher 
Betriebe und Produktion zu neuen Formen und Organiſationen 
durchzudringen. Man traut den Genoſſenſchaften in weiten Kreiſen 
noch immer nicht die Fähigkeit zu, ſchwierige wirtſchaftliche Aufgaben 
übernehmen und eigene, ſchöpferiſche Initiative entfalten zu können. 
Im neuen Milchgeſchäft des A. C. V. haben wir eine Leiſtung vor 
uns, die alle Freunde des genoſſenſchaftlichen Gedankens mit freudiger 
Genugtuung erfüllen muß. Für ſolche aber, die der Anwendung 
des Grundſatzes der brüderlichen Solidarität auf das wirtſchaftliche 
Betriebsleben aus irgend welchen Gründen ungläubig gegenüber— 
ſtehen, bedeutet es eine Ueberraſchung, die ihnen wohl Reſpekt vor 
der Kraft und Lebensfähigkeit des genoſſenſchaftlichen Gedankens ab— 
nötigen ſollte. In überaus ſympatiſcher Weiſe verwirklicht ſich der 
genoſſenſchaftliche Gedanke aber auch in den Einrichtungen, die der 
Fürſorge für die Arbeiterſchaft des Milchgeſchäftes gewidmet ſind, 
in den Badeeinrichtungen, in den Kleiderräumen, in der Küche und 
in den Aufenthaltsräumen x. Da treten die techniſchen Errungen— 
ſchaften in den Dienſt derer, deren Dienſtfreudigkeit und dienſtliche 
Pflichttreue ſchließlich auch im neuen Milchgeſchäft doch der weſentliche 
Faktor zum guten Gelingen bleibt. Mancher Arbeiter freilich mag, 
wenn er dann aus dem hellen, weiten Aufenthaltsraum im Milch- 
geſchäft mit den ſauberen, farbig glaſierten Wandplättchen und dem 
geſchmackvollen Mobiliar heimkehrt, mit wehmütigen Empfindungen 
zu ſeiner Wohnung in der Mietskaſerne emporſteigen, wo ſeine 
Familie in anderen, engern Räumen wohnt und ſchläft. Aber in 
der neuen Anlage des A. C. V., wo er ſeine Arbeit und ſeinen 
Verdienſt hat, hat er auch eine Verheißung dafür vor Augen, daß 
auf dem treuen Zuſammenhalten und dem entſchloſſenen, uner— 
müdlichen, hoffnungsfreudigen Arbeiten für die Mitmenſchen der 
Segen des Gelingens und des Vorwärtsſchreitens ruht. 
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Die politiſchen Parteien und das Genoſſenſchaftsweſen. 


Wir haben in letzter Nummer des „Konſumvereins“ 
anläßlich der Reproduktion einiger das „Genoſſenſchafts— 
weſen“ betreffenden Ausführungen, die am ſchweizeriſchen 
Katholikentag gehalten wurden, darauf aufmerkſam ge— 
macht, daß die anderen politiſchen Parteien bürgerlicher 
Richtung ſich, um bei einem Teile ihrer Anhänger nicht 
Anſtoß zu erregen, äugſtlich hüten, zu Gunſten der Ge— 
noſſenſchaftsbewegung Stellung zu nehmen. 

Das Handwörterbuch der ſchweizeriſchen Volkswirt— 
ſchaft, Sozialpolitik und Verwaltung, enthält in den ſo— 
eben ausgegebenen Lieferungen 98 und 9g eine intereſſante 
Abhandlung über den ſogenannten „unlauteren Wettbewerb“ 
und die ſchweizeriſchen Beſtrebungen zur Bekämpfung des— 
ſelben aus der Feder des Herrn Dr. Paul Gygax, Re— 
daktor der „Neuen Zürcher Zeitung“. In dieſer Ab⸗ 
handlung wird neben der Stellung der politiſchen Par— 
teien zu dem Poſtulate der Bekämpfung des „unlauteren 
Wettbewerbs“ auch deren Haltung gegenüber der 
Konſumgenoſſenſchaftsbewegung in objektiver 
Weiſe beſprochen. Wir erlauben uns, dieſe Ausführungen 
auszugsweiſe hier wiederzugeben: 

Während die großen Parteien des Landes, welche die breiten 
Wählermaſſen umfaſſen und im eidgenöſſiſchen Parlament die über— 
wiegende Mehrheit haben, in den meiſten Fällen eine wohlwollende 
Haltung gegenüber den Poſtulaten der Gewerbetreibenden und 
„Mittelſtandspolitiker“ beobachten, nehmen die bürgerlichen Links- 
parteien: die zürcheriſche Demokratie, die oſtſchweizeriſchen demo 
kratiſchen Parteien von Glarus, Thurgau und St. Gallen im allge 
meinen eher eine ablehnende Haltung gegenüber ſolchen Forderungen 
ein. Eine ſchroff ablehnende Stellung bekundet überall die ſozial⸗ 
demokratiſche Partei. Die großen hiſtoriſchen Landesparteien: die 
liberalen Parteien der Oſtſchweiz (Zürich, Thurgau, St. Gallen uſw.), 
die radikalen Parteien (Bern, Baſel, Aargau, Neuenburg, Waadt, 
Luzern uſw.), ebenſo die katholiſch konſervativen Pateien in Luzern, 
Freiburg, St. Gallen, der Innerſchweiz uſw. ſind in den Städten 
und in größeren Ortſchaften ſo ſtark mit Gewerbe 
treibenden, Ladeninhabern und Krämern durchſetzt, daß 
eine feindliche Stellungnahme zu den Forderungen des 
Handwerkerſtandes, der Ladenbeſitzer und Detailliſten 
ſelbſt dann, wenn die Forderungen dieſer Erwerbs 
gruppen ſich als volkswirtſchaftlich eher rückſchrittlich 
erweiſen, tunlich vermieden wird, und zwar meiſtens 
aus taktiſchen Gründen.“) Der Vormarſch der Sozialdemokratie 
mahnt zudem zur Einigkeit in den bürgerlichen Reihen. Wohl 
kann die Führerſchaft der radikalen, der liberalen, der 
katholiſch⸗konſervativen Parteien, wenn ſie einiger 
maßen die Augen offenbehalten hat, wiſſen, daß die 
moderne Entwicklung mit elementarer Gewalt, dem 
kapitaliſtiſchen Großbetrieb, dem Großbetrieb des De— 
tailhandels (Warenhaus und Konſumgenoſſenſchaften) 
zutreibt, und daß dieſe Bewegung durch geſetzgeberiſche 
Maßnahmen im beſten Falle etwas verzögert, nicht aber 
aufgehalten werden kann. Von dieſer Entwicklung 
werden naturgemäß nur einzelne Schichten des Gewerbe— 
ſtandes getroffen; es geht darum nicht an, den Unter— 
gang des geſamten Gewerbeſtandes, wie es in ein— 
ſeitiger Weiſe von jener Seite geſchieht, zu beklagen.“) 

Charakteriſtiſch iſt ein Ausſpruch, welchen die „Züricher Poſt“ 
(Nr. 164, 16. Juli 1903) gegen die „Mittelſtandspolitik“ getan hat. 
Da hieß es u. a.: „Das gute Wort von der niederen Polizeichirurgie, 
das Oberſt Künzli an der Aargauer Centenarfeier geſprochen hat, 
ſollte auch von den Politikern beherzigt werden, die glauben, dem 
Mittelſtand werde am ſicherſten geholfen, wenn der Staat ihn recht 
ſorgſam mit polizeilichen Stacheldrähten verſehe. Ein ſolcher viel— 
begehrter Stacheldraht iſt die Geſetzgebung über den unlauteren 
Wettbewerb. So wenig die Erfahrungen, die Deutſchland mit ſeinem 
Geſetze macht, locken, ſo ſehr ſchwärmen bei uns immer noch Leute 
für dieſe Art der „niederen Chirurgie“. Es wurde in der Preſſe 
betont, daß der Einführung des Basler Geſetzes die Enttäuſchung 
auf dem Fuße folgte. In der baſellandſchaftlichen Preſſe wurde 
bitter geklagt, es ſei ein unmoraliſches, korrumpierendes Geſetz, es 
hetze die Geſchäftsleute förmlich gegeneinander, mache ſie zu Auf 
paſſern und Denunzianten, lege den Neid und die Mißgunſt der 
Kollegen in einer Weiſe bloß, die peinliches Bedauern einflöße. 

Andere demokratiſche Blätter, z. B. die „Glarner Nachrichten“, 
haben zwar ſtets alle Beſtrebungen zur Sanierung des Wettbewerbes 
begrüßt, hingegen bei jeder Gelegenheit die Anſicht vertreten, eine 
an die Wurzel gehende Beſſerung laſſe ſich nicht auf dem Wege der 
Spezialgeſetzgebung, ſondern nur im Zuſammenhang mit einer um— 
faſſenden Gewerbegeſetzgebung erreichen. 

Das Programm der ſozialdemokratiſchen Partei der Schweiz 
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vom 5. Auguſt 1903 enthält keinerlei Richtlinien in bezug auf die 
Bekämpfung des unlauteren Wettbewerbes. Die Stellungnahme der 
Partei dazu iſt aber, wie bereits erwähnt, über alle Zweifel erhaben. 

In ſeinem Gutachten an das Eidgen. Handelsdepartement 
(Bajel 1902) hat der Verband ſchweiz. Konſumvereine die „Stel— 
lung der Konſumenten“ zur Geſetzgebung betr. den unlauteren Wett— 
bewerb beleuchtet. Am charakteriſtiſchen ſcheint uns folgende Stelle 
des Gutachtens zu ſein (Seite 23—29): „Die geſamte Welt der ſozialen 
Wiſſenſchaft iſt nach und nach zu der Ueberzeugung gelangt, daß in 
der Idee der Genoſſenſchaft der wahre ökonomiſche und ſoziale Fort- 
ſchritt unſerer Zeit liegt, daß ſie Ausſichten und Wege eröffnet in 
eine beſſere, höhere Ordnung der Volkswirtſchaft, in der nicht mehr 
das egoiſtiſche Privatintereſſe des einzelnen, ſondern die Wohlfahrt 
aller den Ton angibt. Und wir ſehen denn auch deutlich, wie die 
Genoſſenſchaftsidee alle Kreiſe der Bevölkerung immer mehr anzieht, 
von allen mehr und mehr verſtanden und ausgenützt wird. Die 
höchſte, die vollendetſte, gemeinnützigſte, widerſpruchloſeſte, allen zu— 
gängliche Form der Genoſſenſchaft iſt aber der Konſumverein, eine 
Geſtaltung der Bedürfnisbefriedigung, die bereits jenſeits der Grenze 
des Kapitalismus liegt, auf einem höheren Wirtſchaftsgebiete, wo 
der ſchnöde Kampf um den Profit mit dem Profit ſelbſt aufhört und 
nicht mehr der bloße Beſitz, ſondern nur noch die perſönliche Leiſtung 
Auſpruch auf geſellſchaftliche Entlohnung hat. Dieſer nichtkapitali- 
ſtiſchen Verkehrsform und ſodann der höchſten und vollendetſten 
kapitaliſtiſchen Form des Detailhandels gilt hauptſächlich der Kampf. 
Unlauteren Wettbewerb treibt heutzutage irgendwie, in ſeinen harm— 
loſeren Formen, an die wir ſchon jo gewöhnt find, daß wir fie 
kaum mehr bemerken und erkennen, faſt jeder Geſchäftsmann — man 
ſtudiere nur Wort für Wort die Annoncenliteratur, man durchforſche 
die Auslagen der Läden, man beachte das Benehmen der Geſchäfts⸗ 
reiſenden uſw. Der unlautere Wettbewerb wird daher ernſtlich nur 
in jenen Formen bekämpft, die der durchſchnittliche Geſchäftsmann 
nicht wohl nachzumachen vermag. Warenhäuſer und Konſumvereine 
werden als ſolche und mit höchſtem Ernſt, wenn auch vergeblich, 
angefeindet.“ 

Welches in ferner Zukunft die Stellungnahme der politiſchen 
Parteien zu dieſen Fragen ſein wird, hängt weſentlich von dem 
Tempo ab, das die ökonomiſche Entwicklung überhaupt einfchlägt. 
Sicher iſt, daß die Realpolitit ſich immer mehr akzentuieren wird und 
die wirtſchaftlichen Gegenſätze auf Koſten der politiſchen ſich verbreitern. 
Rein politiſche Gegenſätze werden in Zukunft wohl noch mehr ver— 
flachen. Die Parteien, die heute ablehnend gegenüber 
weitgehenden Forderungen des Gewerbeſtandes auf 
ſtaatlichen Schutz ſich verhalten, alſo die linksſtehenden 
Demokraten, die ſozialdemokratiſche Partei und zum 
Teil die chriſtlich ſozialen Organiſationen, finden die 
kräftigſte Stütze in der wiſſenſchaftlichen Literatur. Es 
gibt heute wohl keine nationalökonomiſche Autorität 
mehr, die bereit wäre, für extreme Poſtulate, wie die 
Bekämpfung der Konſumgenoſſenſchaften, der Beſteuerung 
der Warenhäuſer uſw., einzutreten.“) 

Schmoller („Was verſtehen wir unter dem Mittelſtande?“, 
Göttingen 1897) weiſt (Seite 31) mit Recht daraufhin, daß jedenfalls 
Tendenzen auf eine Neubildung des Mittelſtandes vorhanden ſeien. 
Die Urſachen des zeitweiſen Rückganges des alten gewerblichen 
Mittelſtandes find weit auseinander liegende: in erſter Linie fteht- 
die mit der Umbildung der Technik und des Verkehrs gegebene Be: 
triebskonzentration. 

Aehnlich Herkner („Die Arbeiterfrage“, 5. Aufl., Berlin 1908); 
er führt aus (Seite 430—437), daß ſelbſt dann, wenn der auf Er— 
haltung des Handwerks hinzielenden Politik in Zukunft weit größere 
Erfolge beſchieden ſein ſollten, die induſtrielle Arbeiterklaſſe in den 
Ländern weſteuropäiſcher Kultur einen jo bedeutungsvollen Beltand- 
teil der Bevölkerung ausmachen werde, daß über die indirekten 
Mittel der Agrar- und Handwerkerpolitik hinweg zu einer unmittel- 
baren Induſtriearbeiterpolitik geſchritten werden müſſe.“ 

Dieſe Ausführungen ſind für den Freund der konſum— 
genoſſenſchaftlichen Bewegung, der wegen ſeines Eintretens 
jür dieſelbe oft Anfeindungen und Zurückſetzungen aller 
Art zu erleiden hat, um ſo wertvoller, weil ſie ihm die 
Hoffnung erſchließen, daß die unabläſſige Aufklärungsarbeit 
mit der Zeit doch den Erfolg haben wird, daß die Tätigkeit 
in Konſumgenoſſenſchaften allgemein als eine eminent ge— 
meinnützige und vom nationalwirtſchaftlichen Standpunkt 


aus zu begrüßende anerkannt werden wird. 


„„ Lebensmittelpreiſe. Um zu beweiſen, daß die 
Privathandelsgeſchäfte ebenſo billig verkaufen, wie die 
Konſumvereine vermitteln, wird von Krämern vielfach eine 
vergleichende Preisſtatiſtik gewünſcht. Daß dieſer Wunſch 
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nicht eruſt zu nehmen iſt, liegt auf der Hand; nicht des⸗ 
halb, weil eine ſolche Statiſtik nicht durchführbar wäre, — 
ſolche Verſuche ſind ſchon in Aachen unternommen wor— 
den — ſondern weil die Krämer nur in den jeltenjten 
Fällen und in nicht zuverläſſiger und einwandfreier Weiſe 
Hand bieten würden. Das haben auch einige Metzger— 
meiſter in Baſel bewieſen. Wir leſen hierüber im Ver— 
waltungsbericht des Departement des Innern des Kantons 
Baſel-Stadt pro 1908: „Der Verſuch, im Jahre 1907 
einmal die Fleiſchpreiſe aller hieſigen Metzgereien genau 
zu ermitteln, iſt am Widerſtande eines Teils der Metzger— 
meiſter geſcheitert.“ 

Selbſtverſtändlich figuriert die Schlächterei des Allg. 
Konſumvereins in Baſel nicht unter den ſtatiſtikſcheuen 
Metzgermeiſtern. So wertvoll aber auch eine Preisver— 
gleichung wäre, welche die Konſumvereine nicht zu fürchten 
brauchten — ſie könnten ſogar ſehr großen Nutzen daraus 
ziehen — ſo iſt die vorteilhafte Ueberlegenheit der Konſum— 
vereine der organiſierten Konſumkraft weniger aus einer 
Preisvergleichung in die Augen ſpringend, ſondern viel— 
mehr aus den allgemeinen wirtſchaftlichen Vorteilen, welche 
die Konſumentenvereinigungen naturgemäß bieten müſſen, 
das ſind: der günſtigere Einkauf, die ökonomiſchere Orga— 
niſation der Diſtribution, die preisregulatoriſche Wirkſam— 
keit, die Eliminierung des Leitmotivs der Privatwirtſchaft 
im Erwerbsleben, nämlich des Profites, und last not least 
die Verteilung einer allfällig erzielten Erſparnis unter die 
Mitglieder. Darum begrüßen einſichtige Staats- und Ver- 
waltungsmänner die konſumgenoſſenſchaſtliche Orgauiſation 
der Angeſtellten und Arbeiter als ein Mittel zur Hebung 
ihrer ſozialen und ökonomiſchen Lage. 


Internationaler Genoſſenſchaftsbund. 


Der Zeutralvorſtand des J. G.-B. tagte am 5. 6. Sep- 
tember in Wiesbaden und faßte unter anderem folgenden 
Beſchluß: 

„In Anbetracht, daß zwiſchen den ſchweizeriſchen Genoſſen 
ſchaftern und dem leitenden Ausſchuß gegenſeitig vereinbart wurde, 
die Abhaltung eines internationalen Kongreſſes in Baſel zu ver⸗ 
ſchieben und in Erwägung, daß der leitende Ausſchuß eine herzliche 
Einladung erhalten hat, den nächſten Kongreß im September 1910 in 
Hamburg abzuhalten, wird beſchloſſen, die deutſche Einladung an⸗ 
zunehmen und die Beſtellung eines lokalen Organiſationskomitees 
dem leitenden Ausſchuß auf Grund näherer Vereinbarung mit den 
deutſchen Mitgliedern des Zentralvorſtandes zu überlaſſen.“ 
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Warenkontrolle im Magazin. Die Herren Verwalter 
werden freundlichſt erſucht, ihre maßgebliche Meinung da— 
rüber auszusprechen, ob es Sache des Verwalters ſein 
kann, im Magazin ſämtliche Artikel zu kontrollieren oder 
dann einen 400 Seiten ſtarken Warenſkontro täglich zu 
durchgehen, um an Hand der gezogenen Saldi die Be— 
ſtellungen zu machen ſtatt dem Magaziner. Wie wird das 
in anderen Vereinen gemacht und kann das Kartenſyſtem 
der gebundenen Form als Warenſkontro vorgezogen werden. 
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2. 
| — % Aus unferer Bewegung. 0 | 
Kreis X. (K. Korr. aus Baden.) Den Reigen der 
Konferenzen im Herbſt eröffnet unſer Kreis, indem gemäß 
Beſchluß der Verſammlung in Birmenſtorf am 1. Nov. 1908 
die Konferenz in Koblenz ſtattfinden ſoll. Während bisher 
dieſelben immer ſo ziemlich im Rayon des Vorortes ſtatt— 
fanden, wollen wir einmal an der Peripherie des Kreiſes 
uns zuſammenfinden, in der Hoffnung, es werde ſich auch 
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dasjenige Glied unſeres Kreiſes, das bis jetzt den Konfe— 
renzen, der weiten Entfernung wegen, ſern blieb, diesmal 
einfinden. Um die Traktanden mit Muße und nicht im 
Sturme erledigen zu können und um am Ende auch noch 
ein gemütliches Stündchen beieinander bleiben zu können, 
hat der Vorſtand des Kreiſes in ſeiner Sitzung vom 4. ds. 
beſchloſſen, ſchon am Vormittag mit den Verhandlungen 
zu beginnen. Es ermöglicht das ferner, die vorgeſehene 
Ausſtellung, wovon im Einladungs-Zirkular die Rede iſt, 
eingehend zu ſtudieren und dem Warenbericht und was 
drum und dran hängt, die nötige Aufmerkſamkeit zu 
ſchenken. So ein paar Nachmittagsſtunden ſind gar bald 
verflogen, darum nach dem Vorgehen anderer Kreiſe ein— 
mal auch zwei Sitzungen. Die Abſicht, bei dieſem Anlaſſe 
der Schuhfabrik Zurzach einen Beſuch abzuſtatten, kann 
nicht realiſiert werden. 

Die Bahnverbindungen mit Koblenz, am Zuſammen— 
fluß Coulluenzin naunten es deshalb die Römer) von 
Rhein und Aare ſind gut. Die Bremgartner müſſen nicht 
einmal wie weiland St. Verena auf einem Stein auf der 
Reuß nach Koblenz fahren und für die andern Glieder 
des Kreiſes iſt die Entfernung eine geringe. Ein zahlreicher 
Beſuch der Konferenz iſt nicht nur der wichtigen Traktanden 
wegen erwünſcht, ſondern er wird auch den Bewohnern 
des Dorfes am Eingangstor der Schweiz, das die Römer 
einſt befejtigt hatten, imponieren und der jungen Genoſſen— 
ſchaft, die eine Art Fortifikation gegen die Profitwut des 
Krämertums iſt, Freude machen und ihr Anſehen verſchaffen. 

„ Genf. Genoſſenſchaftsapotheke. In der letzt— 
jährigen Beſprechung des 17. Jahresberichtes der Société 
cooperative des pharmacies populaires de Geneve wurde 
hervorgehoben, daß trotz der allgemeinen Depreſſion der 
Umſatz ſich geſteigert habe. Wir halten es für gewagt, die 
Umſatzvermehrung einer Apotheke in einer Großſtadt mit 
der allgemeinen Geſchäftslage in ſo unmittelbare Beziehung 
treten zu laſſen. Falls aber eine jo ſchnelle und unver— 
mittelte Einwirkung einer allgemeinen Depreſſion auf die 
Entwicklung einer Volksapotheke ſich nachweiſen ließe, jo 
wären wir verſucht der Umſatzvermehrung eine gegenteilige 
Begründung zu geben und zu ſagen: weil das arbeitende 
Volk ſich im Konſum einſchräuken mußte, und demgemäß 
geſundheitlich Schaden litt, war der arme Mann aus 
Gründen des elementarſten Selbſterhaltungstriebes genötigt, 
die Hülſe der Medikamente herbeizuziehen und daher ſein 
Geld der Apotheke zu bringen. 

Aber auch das iſt nicht jo ohne weiteres möglich, denn 
wo nichts verdient wird, da können keine Arzneien gekauft 
werden. Vielmehr iſt es wahrſcheinlich, daß ſich Angeſtellte 
und Arbeiter den Krankenkaſſen in vermehrtem Maße an— 
ſchließen und durch deren Vermittlung die Arzneien beziehen. 
Es iſt ferner anzunehmen, daß die Aufklärung über die 
Vorteile des genoſſenſchaftlichen Bezuges der Medikamente 
den Krankenkaſſen mehr Mitglieder zugeführt hat und daß 
die Umſatzvermehrung von Fr. 304,900 auf Fr. 334,500 
auf dieſen Zuwachs zurückzuführen iſt. 

Tatſache iſt, daß die Genoſſenſchaſtsapotheke allen 
Angriffen zum Trotz Boden gefaßt hat und damit den 
Beweis liefert, daß die Erſetzung des privaten Medikamenten- 
handels durch die genoſſenſchaftliche Vermittlung nicht nur 
möglich, ſondern ſogar vorteilhaft iſt. Die Beſchaffung 
körperlicher Heilmittel darf nicht der privaten Ausbeutung 
überlaſſen werden, ſo wenig wie Pulver und Salz, ſondern 
gehört außer der behördlichen Kontrolle auch unter die— 
jenige der Konſumenten. 

Der Betriebsüberſchuß von Fr. 32,665 (1908: Fr. 29,388) 
wird zur Hälfte den an der Genoſſenſchaft intereſſierten 
Krankenkaſſen zufließen; die andere Hälſte wird zu Einlagen 
in Reſerven und zu Gratifikationen an Angeſtellte und 
Mitglieder der Genoſſenſchaftsverwaltung verwendet. 

Die Aktiven der Genoſſenſchaft beſtehen aus dem 
Mobiliar Fr. 27,300 (woran im abgelaufenen Geſchäfts— 
jahre Fr. 7500 und ſeit Beſtehen der Volksapotheke Fr. 52,300 


abgeſchrieben wurden), aus den Warenvorräten Fr.128,500, 
aus Bankguthaben Fr. 47,300, aus Fr. 6000 Debitoren 
und Fr. 1600 Kaſſa und Wertſchriften. 

Die Paſſiven ſetzen ſich in der Hauptſache zuſammen 
aus Fr. 26,660 Anteilſcheinen, Fr. 72,500 Reſerven, Fr. 4300 
Hilfsfonds für die Angeſtellten, Fr. 38,000 Kautionen, 
Fr. 10,000 Depoſiten und Fr. 23,500 Kreditoren. 

Wir zweifeln nicht daran, daß die ſprichwörtlich 
gewordene Berühmtheit der Apothekerpreiſe ſich in einem 
für die Konſumenten vorteilhafteren Sinne auf die Genoſſen— 
ſchaftsapotheken übertragen wird. Genf darf die Ehre und 
das Verdienſt für ſich in Anſpruch nehmen damit in der 
Schweiz den Anfang gemacht zu haben. 

„ Lyß. Eine erfreuliche Berichtigung. Bei 
Beſprechung des Jahresberichtes unſeres Verbandsvereins 
in Lyß beanſtandeten wir den hohen Betrag der Debitoren 
von Fr. 9395, wobei wir vermuteten, daß darunter Waren— 
lieſerungen an Mitglieder zu verſtehen ſeien, wie dies 
vielfach bei Jahresrechnungen von Konſumvereinen zutrifft. 
Laut einem Schreiben der Konſumgenoſſenſchaft Lyß ver— 
teilt ſich aber dieſer Poſten wie folgt: 

Guthaben beim V. S. K. Fr. 7385 

1 bei der Kreditkaſſe Lyß „ 2000 
einem Lieferanten 5 10 

Total wie oben Fr 9395 

Um fernerhin Irrtümer zu vermeiden, möchten wir 
empfehlen zu ſagen: „Bankguthaben“ und „Verbands— 
guthaben“. 

„„ Ste. Croix. Nachdem der 2. Semeſterbericht pro 
1908 die Mitglieder unſeres dortigen Verbandsvereins 
bereits über die engeren Vereinsangelegenheiten des ver— 
gangenen Jahres unterhalten hatte, beſpricht der auf Ende 
Juni 1909 abgeſchloſſene Halbjahresbericht die Markt- und 
Preislage einiger Hauptartikel. 

Sehr begehrt war das ſchmackhafte Brot, wovon 
70,676 Kilogr. an die Konſumenten verabfolgt wurden 
und zwar zu ſo billigen Preiſen, wie ſie in weiter Um— 
gebung von keinem Privatbäcker innegehalten werden 
konnten. 

Großen Zuſpruchs erfreuten ſich die Weinvorräte, 
von denen der weiße „La Cöte 1908“ beſonders mundete. 

Beſondere Aufmerkſamkeit wurde den verſchiedenen 
Kaffeeſorten geſchenkt, wobei die Verbandsverwaltung, wie 
der Bericht ausführt, der Verwaltung helfend zur Seite 
ſtand. 

Trotz der Zunahme der Mitgliederzahl um 22 (total 
631) ging der Umſatz hinter denjenigen des 1. Semeſters 
1908 zurück. Das iſt aus zwei Gründen nicht ſehr zu 
verwundern. Einmal bezogen von den 631 Mitgliedern 
nicht weniger als 157 gar nichts im Konſumverein; zum 
zweiten macht ſich auch die ungünſtige Geſchäftslage be— 
merkbar. 

Zwar beſteht in der dort heimiſchen Spieldoſeninduſtrie 
keine eigentliche Kriſis, allein wenn die benachbarte Uhren— 
induſtrie, ſowie alle übrigen Großinduſtrien als Verdienſt— 
quellen verſagen, ſo haben aus naheliegenden Gründen 
auch die Spieldoſenfabrikanten keine oder nicht viel Arbeit 
zu vergeben. 

Was die Mitgliedſchaft für einen Zweck hat, wenn 
nichts aus dem eigenen Konſumladen bezogen wird, iſt 
allerdings unerfindlich. Es wird an der Zeit ſein, hier 
Wandel zu ſchaffen. 

Im Auguſt letzten Jahres beſchloß eine Generalver— 
ſammlung die finanzielle Beteiligung an der dortigen 
Uhrenfabrik mit einem Höchſtbetrage von Fr. 5000, wovon 
bis Ende Juli 1909 Fr. 3000 einbezahlt wurden. 

Die Bilanz auf Ende Juni 1909 geſtaltet ſich etwas 
ungünſtiger' als diejenige auf Ende des letzten Kalender— 
jahres. Das Debitorenkonto iſt um Fr. 4534 geſtiegen; 
Anteilſcheinkapital und Spargelder dagegen bloß um 
Fr. 250 und die Obligationen um Fr. 400. Der Reſerve— 
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fonds verminderte ſich um Fr. 200, die Kreditoren aber 
ſtiegen um Fr. 800. 


Dieſe Lage hätte unſeres Erachtens die Vereinsver— 
waltung veranlaſſen ſollen, etwas weniger Rückvergütung 
zu verabfolgen. Von Fr. 13,653 Nettoüberſchuß volle 
Fr. 11,800, d. h. 14% der eingeſchriebenen Bezüge rück— 
zuvergüten, iſt entſchieden zu weit gegangen. 

Wer ſchnell hilft, hilft doppelt! lautet ein Sprichwort. 
Dem Einzelnen iſt weit beſſer geholfen, wenn er, nament— 
lich in Zeiten der Teuerung, die Lebensmittel und die 
notwendigſten Bedarfsartikel ſo billig als möglich beziehen 
kann. In der Vorausſicht einer ſpäter fällig werdenden 
größeren Rückvergütung, geht der arme Mann oft Ver— 
pflichtungen ein, die er dann mit dieſer Erſparnis zu löſen 
hofft. Damit geht dieſe Erſparnis aber für die Genoſſen— 
ſchaft verloren. Stünde hingegen keine ſo exorbitant hohe 
Rückvergütung in Ausſicht, ſo würde ſich der arme Mann 
nach der Decke ſtrecken, beziehungsweiſe er könnte dann 
die notwendigſten Lebensmittel billiger und ſogar qualitativ 
beſſere Lebensmittel konſumieren. 


Der kleine Reſt des Ueberſchuſſes dient zu Abſchreibungen 
und zur Alimentierung des Reſervefonds. 


„Tavannes. Trotz der in in den Centren der Uhren— 
induſtrie herrſchenden Kriſis hatte die Verwaltung unſeres dor— 
tigen Verbandsvereins ſich beſtrebt, ſowohl die Brotpreiſe als 
auch die Preiſe der übrigen notwendigen Lebensmittel möglichſt 
niedrig zu halten. Der Nettoüberſchuß iſt denn auch um 
rund Fr. 1300 geringer als 1908. Der Umſatz blieb um 
rund Fr. 6000 hinter dem letztjährigen zurück, trotz der 
Vermehrung der Mitgliederzahl um 10. Einzig das Brot 
weiſt eine Vermehrung des Umſatzes auf, indem über 
2000 Kilogr. mehr Brot vermittelt wurde als letztes Jahr. 
Die Bäckerei hat ſich auch im abgelaufenen Berichtsjahre 
als guter Preisregulator bewährt; der Preis von 34 Cts. 
für Weiß und 30 Cts. für Mittelbrot wurde bis Mitte 
Juli 1907 nie überſchritten. 

Hervorgehoben zu werden verdient die Zunahme der 
Bezüge von der ſchweizeriſchen Großeinkaufsſtelle in Bajel. 
Nahezu die Hälfte der Einkäufe im Betrage von Fr. 148,900 
wurden beim V. S. K. effektuiert, nämlich Fr. 73,700, d. h. 
49% gegenüber 38% im Vorjahre. 

Aus der Bilanz erwähnen wir die folgenden bedeu— 
tenderen Poſten: Warenlager Fr. 49,486, Mobiliar (nach 
Abſchreibung von Fr. 2700) Fr. 9250, Debitoren Fr. 3132 
(d. h. Fr. 1000 mehr als 1907,08), Immobilien Fr. 141,524, 
Hypotheken Fr. 123,750, Obligationen Fr. 8000, Reſerven 
Fr. 7800, Kreditoren Fr. 44,200, Anteilſcheinkapital Fr. 9278. 

Es dürfte ſich empfehlen, der Einführung der Bar— 
zahlung vermehrte Aufmerkſamkeit zu ſchenken und dann 
die Reſerven beſſer zu alimentieren. Ferner dürfte die 
Rückvergütung an die Nichtmitglieder ſiſtiert werden, zu— 
mal die Beitrittsbedingungen leicht erfüllt werden können. 


„ Zürich. Genoſſenſchaftsmolkerei. Wie wir 
der Tagespreſſe entnehmen konnten, waren die Lokalitäten 
dieſes Verbandsvereins im Laufe dieſer Woche dem Publi— 
kum zur Beſichtigung offen gehalten. Ueber die aus kleinen 
Aufängen in einer ſchwierigen Periode hervorgegangene 
Molkerei leſen wir im „Volksrecht“ u. a.: 

„Vor drei Jahren mit 250 Litern angefangen, iſt der 
Konſum auf 5500 Liter geſtiegen und wenn die Konſu— 
menten, vorab die Arbeiterſchaft, die Genoſſenſchaft weiter 
mit Milchbezug und Zeichnung von Anteilſcheinen unter— 
ſtützen, ſo ſteht zu erwarten, daß mit Ablauf dieſes Jahres 
der Konſum ſich auf 6000 Liter beläuft, was einem Zu— 
wachs von zirka 1500 Litern gegenüber dem letzten Jahre 
gleichkäme. 

Der Umſatz im erſten Semeſter hat ſich gegenüber 
1908 um Fr. 70,000 vergrößert. Die Zahl der Angeſtellten 
beträgt 25.“ 
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Genoſſenſchaftsbewegung des Auslands. 


Englaud und Schottland. 

Die Genoſſenſchaftsbäckerei in Glasgow, zweifellos 
der größte Bäckereibetrieb der Welt, hat im erſten Semeſter 
des laufenden Jahres einen Umſatz von Fr. 6,853,125 
erzielt. Der Nettoüberſchuß des Betriebshalbjahres, nach 
Vornahme der Abſchreibungen ꝛc., betrug Fr. 578,975, 
wozu noch Fr. 27,400 Vortrag vom vorhergegangenen 
Semeſter kommen. 

Es wurden verarbeitet 98,054 Säcke Mehl oder durch— 
ſchnittlich 3771 J¼ per Woche. Die Zahl der Angeſtellten 
beträgt 1257. 

Die Genoſſenſchaftsbäckerei wurde im Jahre 1869 
gegründet. Es beſtanden ſchon damals in Glasgow ver— 
ſchiedene Konſumvereine, die aber alle zu ſchwach waren, 
um für ſich allein eine rationell eingerichtete Bäckerei er— 
ſtellen zu können. Da kam ihnen der Gedanke, daß, was 
dem einzelnen unmöglich, mit vereinter Kraft leicht zu 
bewerkſtelligen wäre, und die Vereine ſchloſſen ſich zuſammen 
und gründeten eine Bäckereigenoſſenſchaft, der im Verlaufe 
der Jahre immer neue Glieder von nah und fern beitraten. 
Im Jahre 1890 wurde die Biskuitfabrikation mittelſt 
gewaltiger Maſchinen an die Hand genommen, 1903 wurde 
eine Zweigbäckerei in Clydebank und 1904 eine ſolche in 
Belfaſt in Irland errichtet. Heute ſind 168 Vereine Mit— 
glied der Genoſſenſchaft, mit einem Anteilſcheinkapital von 
Fr. 3,913,000. Außerdem ſind der Genoſſenſchaft rund 
Fr. 5,225,000 an Spargeldern anvertraut worden, ſo daß 
im eigenen Betrieb nicht mehr der ganze Betrag Ver— 
wendung finden konnte. Fr. 2,750,000 mußten anderwärts 
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angelegt werden. Die Reſerve- und Berficherungsfondg - 


verfügen über Fr. 1,292,000. Die vier Liegenſchaften der 
Genoſſenſchaft, worunter das rieſige Zentralbäckereigebäude 
in Glasgow, ſind bis auf den Abbruchwert abgeſchrieben. 
„Die Anſtalten ſtehen geſichert da gegen jeden Anſturm 
von außen. Nur innere Zwiſtigkeiten und Mangel an 
Vertrauen wären imſtande, an dem ſoliden Fundament 
zu rütteln“, ſo äußerte ſich anläßlich der letzten General— 
verſammlung der Verwalter der Bäckerei, die gegenwärtig 
85,000 Familien mit Brot verſorgt. 

Es würde jedenfalls nichts ſchaden, wenn auch von 
unſeren ſchweiz. Vereinen danach getrachtet würde, in der 
Brotfabrikation diſtriktweiſe zuſammenzuarbeiten, ſtatt daß 
jede kleine Ortſchaft zu den vielen anderen noch ihre eigene 
Genoſſenſchaftsbäckerei errichtet. 

— Engliſcher Großeinkaufs verband. Die Zeit 
der wirtſchaftlichen Depreſſion ſcheint nun in England für 
einmal vorüber zu ſein, nach dem kürzlich erſchienenen 
Bericht des Großeinkaufsverbandes der engliſchen Konſum— 
vereine über das erſte Semeſter des laufenden Jahres zu 
ſchließen, wurden nämlich in dieſem Zeitraum Waren 
vermittelt im Betrage von Fr. 307,372,400 oder für 
Fr. 151,000 mehr als im gleichen Semeſter des Vorjahres. 
Aus den eigenen Produktionsbetrieben wurden Waren 
bezogen im Werte von Fr. 75,896,200, Vermehrung gegen— 
über 1908 Fr. 3,865,775. Es wurde ein Nettoüberſchuß 
von Fr. 6,670,875 erzielt, der in der folgenden Weiſe ver— 
wendet werden ſoll: Rückvergütung an Verbandsvereine 
2%, an Nichtverbandsvereine 1%; Abſchreibungen 
Fr. 1,271,700, Einlage in den Reſervefonds Fr. 807,500. 

Der Bericht erwähnt die Errichtung einer Eſſigfabrik 
in Middleton und den Erwerb einer Landparzelle in London 
um die Summe von Fr. 1,017,250. An die engliſche land— 
wirtſchaftliche Geſellſchaft ſoll eine Subvention von Fr. 1250 
ausgerichtet und der Beitrag des Verbandes an den Inter— 
nationalen Genoſſenſchaftsbund von Fr. 1250 auf Fr. 1875 
erhöht werden. 

Holland. 
Der niederländiſche Coöperatieven Bond hält ſeine 


ordentliche Delegiertenverſammlung Samstag, den 25. Sep— 
tember l. $., in Utrecht ab. 


Der Umſatz der Zentralſtelle im Monat Au— 
guſt 1909 erreichte den Betrag von 
Fr. 1,632,032. 06 

gegenüber Fr. 1, 425,450.45 im gleichen Monat des Vor— 


jahres. Der Mehrumſatz beträgt alſo Fr. 206,581. 61 
oder 14,49 %. 

Im Vorjahr betrug die Vermehrung im Monat 
Auguſt, der immer ein etwas ſtiller Monat iſt, Fr. 
103,355.03 oder 7,82%. 

Kreiskonferenzen: Die Kreiskonferenz des V. Kreiſes 
in Thun iſt auf den 24. Oktober verſchoben worden, 
diejenige des XX. Kreiſes in Vevey findet definitiv am 
10. Oktober ſtatt. 


Taſchenkalender des Verbands ſchweiz. Konſum— 
vereine. Bekanntlich hat dieſer, im letzten Jahr pro 1909 
zum erſten Male herausgegebene Kalender, dank ſeiner 
praktiſchen Anlage und der jedem in der konſumgenoſſen⸗ 
ſchaftlichen Bewegung der Schweiz Tätigen unentbehrlichen 
Mitteilungen, ſo ſtarken Abſatz gefunden, daß die erſte 
Auflage bald vergriffen war und eine zweite hergeſtellt 
werden mußte. 

Die Verbandsbehörden beabſichtigen auch für 1910 
den Kalender wieder herauszugeben zu den gleichen Be— 
dingungen (1 Fr. für das in Leinwand, 2 Fr. für das 
in Leder gebundene Exemplar). Damit die Verwaltung 
in der Lage iſt, von vorneherein den Bedarf und damit 
die Höhe der Auflage annähernd feſtzuſtellen, werden die 
Verwaltungen der Verbandsvereine und wer ſonſt dieſen 
Taſchenkalender anſchaffen will, erſucht, baldmöglichſt Be— 
ſtellungen aufzugeben. 

Ein Nachdruck der Auflage ſoll womöglich vermieden 
werden. 


An die titl. Vereinsverwaltungen der Verbandsvereine! 


Es kommt in letzter Zeit öfters vor, daß Inſerate und 
Mutationsanzeigen für das „Genoſſenſchaftliche Volksblatt“ 
zu ſpät eintreffen und die Vereinsvorſtände nachträglich 
reklamieren, die gemeldeten Abonnenten hätten die Zeitung 
nicht erhalten. 

Wir müſſen daher die Vereinsvorſtände dringend er— 
ſuchen, ſämtliches Material — Inſerate wie Mutationg- 
anzeigen — bis ſpäteſtens Dienstag in der Woche, 
in der das „Genoſſenſchaftliche Volksblatt“ erſcheint, uns 
einzuſenden. Nach dieſem Zeitpunkt können wir unmöglich 
eine Garantie für rechtzeitige Erledigung verſpäteter Ein— 
ſendungen übernehmen, da die Typographia mit Druck und 
Spedition von 96,000 Exemplaren während einiger Tage 
vollauf beſchäftigt iſt. 

Die verſpäteten Einſendungen haben auch zur Folge, 
daß die Poſtſtellen nicht genügend Zeit finden, die Adreſſen— 
änderungen ꝛc. vorzumerken, was wiederum zu Rekla— 
mationen führt. 

Bei dieſer Gelegenheit erlauben wir uns noch, auf 
einen weiteren Uebelſtand hinzuweiſen, der einer raſchen 
Erledigung unſerer Arbeiten hinderlich iſt. Es treffen 
wiederholt Schriftſtücke ein, die weder einen Ortsnamen, 
noch einen Vereinsſtempel, noch eine Unterſchrift 
tragen. Die hiebei erforderlichen Nachforſchungen verur— 
ſachen großen Zeitverluſt. Oft aber müſſen ſolche Schrift- 
ſtücke unerledigt bleiben, weil deren Herkunft nicht in Er- 
fahrung zu bringen iſt; erſt durch eine nachträgliche 
Reklamation erfahren wir die Adreſſe des Einſenders. 

Für eine prompte Bedienung und Zuſtellung des 
Blattes iſt die Berückſichtigung obiger Wünſche unerläßlich. 


Verantwortlich für die Herausgabe: Verband ſchweig. Konſumvereine. — Verantwortliche Redaktion: Dr. Oskar Schär. 
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Cghemiſch⸗techniſche 
5 Präparate. 


83 Den verehrlichen Vereinsverwaltungen empfehlen wir nachverzeichnete Artikel 
en der Fabrik chemiſch-lechniſcher Produkte A.-G. Lieſtal, an welcher der V. S8. K. 
ws finanziell beteiligt iſt und deren Vertretung er übernommen bat. 

Die Produkte dieſer Fabrik ſind den beſten Konkurrenzprodukten ebenbürtig 
= und dazu ſehr preiswürdig. 
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Parkettbodenwichle „Union“ 
Bodenöl 
Puhpomade „Oris“ 
Tuminol (flülliges Pugmittel) 
Tuminol Pulver 
Seifenland „Subito“ 
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Bochglamzfett „Union“ 
Lederfett 
Lederappretur 
Juchten-Tanolin-Tederfekt 


Artikel zur Bautpflege: 
Tanoline-Crëème 
Borvaleline 
Baleline 
Zinklalbe 
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K. 5 Dieſe Fabrikate werden vom Chemiker des V. 8. K. einer regelmäßigen 
x 


Prüfung unterzogen. Speziell möchten wir die tit. Vereinsverwaltungen 
bitten, ihre Mitglieder auf obige Produkte aufmerkſam zu machen. 
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Vorzug den Produkten des 


> 


a en 


4 
15 


# Dy 


Analyſe: 

Bezeichnung V. S. K. Neſtlé 
Milet e 10% 11,0% 
Eiweiß⸗Subſtanzz . - . 11,0% 10,9% 
Milchzucker und Rohrzucker . 48,2% 50,6% 
C 2,0 % 


Verantwortlich für den Druck: G. Krebs in Baſel 
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J Konſumgenolſenſchafter gibt bei gleicher Oualität den 


Verbands ſchweiz. Konſumvereine. 


Als ein ſolches Produkt, das nicht nur gleicher Qualität, ſondern auch 
billiger iſt als die Konkurrenzprodukte, bezeichnen wir unſere 


Kondenſierte Milch 


und laſſen als Beſtätigung unſerer Angaben nachfolgenden Unterſuchungsbericht folgen: 
Prot. No. 2630/2. Baſel, den 18. Dezember 1908. 


Unterſuchungsbericht über kondenherte Milch. 


a) Verband ſchweiz. Konſumvereine, Baſel; b) Neſtlé, Vevey; 6) Anglo-Swiß, Cham. 


Cham 
11,097, 
NN 
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Für die Beurteilung dieſer Präparate kommt hauptſächlich der Gehalt an Milchfett 
und Eiweiß-Subſtanz in Betracht. Je mehr Milch bei der Herſtellung von kondenſierter 
Milch verwendet wird, deſto höher iſt der Gehalt des fertigen Produktes an Fett und 
Eiweiß. Die vorhandene Menge Zucker ſpielt nur eine untergeordnete Rolle, denn Zucker 
iſt das billigſte der Rohmaterialien, welche bei der Fabrikation in Anwendung kommen. 

Auf Grund des obenſtehenden Befundes ſind die drei unterſuchten Marken von 
abſolut gleicher Zuſammenſetzung und infolgedeſſen von materiellem gleichen Wert. 


Der Chemiker des Verbands ſchweiz. Konfumvereine: 
sig. Ch. Arragon. 


Die tit. Vereinsverwaltungen, welche kondenſierte Milch führen, werden ge— 


beten, dem eigenen Produkt den Vorzug zu geben, und die verehrlichen Konſu— 
menten auf unſere Schweizer kondenſierte Milch aufmerkſam zu machen. 


Verband ſchweiz. Konſumvereine :: Abteilung Fabrikationsartikel. 
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